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Vorwort. 

Das  Territorium  Geldern  war  bis  1339  eine  Grafschaft 
und  dann  ein  selbständiges  Herzogtum;  es  umfaßte  vier 
Hauptteile,  das  Quartier  Roermund  oder  Oberquartier,  die 
Veluwe  mit  der  Hauptstadt  Arnhem,  die  Betuwe  mit  Nijmegen 
und  die  Grafschaft  Zütphen.^)  — In  den  folgenden  Ausfüh- 
rungen sollen  die  direkten  Steuern  dieses  Gebietes  behandelt 
werden,  und  zwar  ordentliche  wie  außerordentliche.  Dem- 
nach werden  die  indirekten  Abgaben  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen, es  sei  denn,  daß  eine  außerordentliche  Steuer  teil- 
weise indirekt  erhoben  wurde.  Als  zeitliche  Abgrenzung 
ist  der  Traktat  von  Venlo  i.  3.  1543  deshalb  gewählt,  weil 
mit  diesem  Datum  Geldern  aufhört  ein  selbständiges  Her- 
zogtum zu  sein;  es  wird  zu  einer  Provinz  der  Niederlande 
und  steht  fortan  unter  der  Verwaltung  eines  Statthalters. 
Wenn  auch  hin  und  wieder  über  dieses  Jahr  hinausgegriffen 
werden  wird  — es  klärt  sich  eben  manches  Frühere  erst 
durch  spätere  Angaben  auf  — , so  ist  doch  mit  jener  wesent-. 
liehen  Charakteränderung  unseres  Gebietes  der  Abhandlung 
ein  Abschluß  gegeben. 

Über  die  Steuer  in  unserm  Territorium  hat  zwar  schon 
Gustav  Müller  geschrieben  Q;  aber  dem  Charakter  seiner 
ganzen  Untersuchung  entsprechend  hat  er  nur  die  Einfüh- 

Genaue  Angaben  über  die  Einteilung  bei  Henri  Uyttenbroeck, 
over  Land  en  Volk  tusschen  Maas  en  Nederrijn,  en  Venlo  in’t  bijzonder. 
Venlo  1908.  Siehe  auch:  Kretschmer,  Historische  Geographie.  Artikel: 
Geldern,  in  v.  Below-Meinecke,  Handbuch. 

Gustav  Müller.  Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Geldern 
bis  zur  Mitte  des  14.  dhdts.  Marburg  1889.  Diss.  p.  36  — 68,  Die  Ein- 
führung von  Steuern. 
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iLing  behandelt  und  zudem  habe  ich  außer  dem  von  Müller 
1 erangezogenen  gedruckten  Material  zahlreiche  archivalische 
(luellen  benutzt.  An  Quellensammlungen  kommen  besonders 
ii  Betracht  Sloet,  Nijhoff,  van  Spaen,  Lacomblet,  und  an 
itrchiven  das  , Reichsarchiv  Gelderland‘  sowie  das  ,Gemeinde- 
irchiv  Arnhem‘,  beide  zu  Arnhem,  ferner  die  Archive  zu 
>^enlo,  Roermunde  und  Geldern,  endlich  Privatsammlungen, 
\ornehmlich  die  des  Pfarrers  Leopold  Henrichs  in  Dornik  a.  Rh. 
f reundliche  Anregung  und  liebevolle  Unterstützung  ward  mir 
2uteil  vom  Herrn  Prof.  Dr.  Al.  Meister,  vom  Herrn  Baron 
Lloet  in  Arnhem,  vom  Herrn  Baron  van  Doorninck  in  Benne- 
1 rock  bei  Haarlem,  sowie  vom  Herrn  Pfarrer  Henrichs  in 
[»ornik,  denen  ich  an  dieser  Stelle  meinen  verbindlichsten 
Uank  ausspreche. 


Die  direkten  ordentlichen  Steuern. 

I . Kapitel  1. 

t 

Alter  und  rechtliche  Grundlage. 

Die  öffentlich  rechtlichen  Abgaben  an  den  Staat  be- 
ziehungsweise den  Landesherrn,  die  wir  heute  schlechthin 
Steuern  nennen,  werden  seit  alter  Zeit  in  den  verschiedenen 
Territorien  unter  den  mannigfachsten  Bezeichnungen  ange- 
* troffen.  Über  diese  Namen  ist  schon  sehr  viel  hin  und  her 

I gestritten  worden,  ohne  daß  ein  völlig  befriedigendes  Re- 

sultat  erzielt  wurde.  Q Der  weiteste  Begriff  für  Steuer  scheint 
exactio  gewesen  zu  sein.  Wie  schon  Müller-)  mit  Recht 
hervorhebt,  ist  diese  Bezeichnung  nicht  einmal  auf  die  Bede 
beschränkt,  sondern  erstreckt  sich  nicht  minder  auf  privat- 
rechtliche Abgaben;  und  zwar  scheint  sie  — wie  ich  hinzu- 
fügen kann  — , aus  der  Zeit,  in  der  noch  keine  Steuer 
existierte,  herübergenommen  und  auf  die  verschiedenen  Steuer- 
arten übertragen  worden  zu  sein  Q.  Selbst  in  der  Zeit,  in 

ln  den  niederrheinischen  Landen  sind  die  Bezeichnungen  ziem- 
'ich  dieselben  wie  in  anderen  Territorien,  weichen  aber  von  denen  in 

(Trier  und  Baiern  insofern  ab,  als  sie  dort  noch  zahlreicher  sind.  So 

kommt  z.  B.  das  Wort  schaf  — im  Süden  sehr  gebräuchlich  (cf.  Weis, 
Baasch),  — in  den  nordwestlichen  Territorien  nicht  vor. 

I '')  AAüller,  p.  38,  Anmerkung  1. 

■*)  Sloet  No.  231.  Der  Erzbischof  Friedrich  1.  von  Köln  befreit 
1118  ein  Bruch  in  Straelen,  das  ihm  bisher  abgabepflichtig  war,  und 
jetzt  von  der  Abtei  Siegburg  in  Kultur  genommen  wird,  ab  advocatis 
et  a debito  cujuscunque  exactionis.  Hier  ist  an  eine  eigentliche  Grund- 
steuer nicht  zu  denken,  da  eine  solche  damals  noch  nicht  existierte. 
Merkwürdiger  ist  eine  Stelle  bei  Sloet  344;  der  Graf  von  Geldern  sagt 
1177  von  den  Utrechter  Bürgern:  ,qui  et  gravem  mihi  obtulerunt  queri- 
moniam  de  cotidiana  et  gravi  exactione,  que  vulgo  bede  dicitur,  quam 
ipsi  a nostris  hominibus  patiebantur  in  Rinwick‘.  Damit  können  nur 

Plüues,  Die  (Hrokten  Staatssteuern.  i 
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de"  das  Steuersystem  vollends  ausgebildet  war,  exactio 
ni(  ht  immer  soviel  wie  Steuer.^)  Hinsichtlich  der  übrigen 
vo 'kommenden  Bezeichnungen  streite  ich  eine  allgemein  an- 
ge'iommene  synonymische  Verwertung  nicht  ab,  obschon 
ich  mich  auf  Grund  des  mir  vorliegenden  Quellenmaterials 
de'  Ansicht  nicht  ganz  verschließen  kann,  daß  zwischen 
exictio  einerseits  und  precaria  und  petitio  andererseits 
dieses  sind  die  sonst  häufigsten  lateinischen  Ausdrücke  — 
si(  h insofern  ein  Unterschied  ergibt,  als  diese  letzteren  kon- 
kreterer Natur  sind,  ja  in  bestimmten  Verbindungen  aus- 
sciließlich  angewandt  werden,  exactio  dagegen  nicht;  so  tritt 
exictio  in  Verbindung  mit  autumnalis  oder  majonalis  nicht 
atf.  ”)  Eine  scharfe  Grenze  aber  läßt  sich  zwischen  den  Be- 
zeichnungen nicht  ziehen. 

Der  älteste  deutsche  Ausdruck  ist  anscheinend  „bede“; 
w e wir  sahen  kommt  er  in  unserer  Gegend  bereits  1177 
vcr.  Er  besagt  anfänglich  erbetene  Leistungen,  dann  die 
gtwohnheitskräftige  ordentliche  Bede  und  daneben  die  meist 
aif  Bitten  beruhende  außerordentliche  Steuer.  Jüngeren 
Dutums  ist  in  unserm  Territorium  die  sehr  häufig  gesetzte 

außerordentliche  Erpressungen  jeder  Art  gemeint  sein;  das  Beiwort 
CO  idiana  kommt  auch  sonst  nur  bei  diesen,  nicht  einmal  bei  außer- 
or  ientlichen  Beden  vor.  cf.  Fahne,  codex  diplomaticus  gentis  Bochoi- 
taiae.  p.  12.  1138.  Veluam  incendiis  et  multa  exactione  demstavit. 
1.  c.  p.  13.  ca.  1138.  guod  Uli  de  Covordia  bona  sua  prope  ipsos  sita 
CO  idianis  hospitiis  et  exactionibiis  investarent.  1 c.  p.  39  sub  XXXI X: 
prieter  gravissimas  et  frequentes  exactiones,  qiiae  vulgo  bede  dicitut 
qias  cotidianus  apparatus  belli  requirebat.  Die  Verwertung  des  Wortes 
Btde  in  diesem  Sinne  ist  sonderbar  und  sehr  bemerkenswert. 

D van  Spaen.  Inleiding  IV  p.  261.  Im  dahre  1196  werden  die 
Mannen  des  ütrechter  Stiftes  durch  den  Grafen  von  Geldern  befreit 
VI m exactio,  Ruminga  (Viehweidegeld)  genannt.  Sloet  600;  1228.  Kur- 
rnidas  et  alias  exactiones.  Sloet  701;  1249:  exactio  pecunialis,  also 
schlechthin  Geldforderung.  Sehr  häufig  ist  exactio  thelonii.  cf.  Sloet 
3'  6 ; 501 ; 536 ; 552 ; 632. 

2)  Müller  p.  38  Anm.  1 führt  für  die  Synonymik  von  exactio  und 
pncaria  Sloet  843  an.  Nun  setzt  der  Graf  darin  precaria,  wenn  er  von 
s 'inen  Leuten  und  Gütern  spricht,  dagegen  exactio  bei  den  homines 
ei  iscopi  Trajectensis,  selbst  wenn  sie  auf  seinen  Ciütern  sitzen.  Danach 
hatte  precaria  auch  noch  den  Beigeschmack  einer  sonstigen  Abhängig- 

kritsabgabe.  — 

Siehe  p.  1 Anmerk.  3. 
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Bezeichnung  „Schatting“.  Selbst  dieser,  im  allgemeinen  nur 
die  Steuer  anzeigende  Name  wird  in  einem  mir  bekannt  ge- 
wordenen Falle  abweichend  gebraucht,  und  zwar  für  die 
Freikaufssumme  von  Gefangenen  U.  — Das  heute  geläufige 
Wort  ,Steuer‘  begegnet  uns  in  Geldern  in  der  Form  von 


stuyern  zuerst  i.  J.  1543.-)  — Im  allgemeinen  muß  ich  ge- 
stehen, daß  eine  unzweideutige  Erklärung  der  einzelnen 
Schattingsarten  aus  den  Bezeichnungen  allein  sich  nicht  er- 
möglichen läßt,  und  daß  ihre  synonymische  Anwendung  sehr 
erschwerend  auf  die  Untersuchung  nach  den  verschiedenen 
Arten  einwirkt.  Trotzdem  lassen  sich  einige  großzügige 
Unterschiede,  die  jedoch  keinen  Anspruch  auf  konsequente 
Durchführung  erheben,  mit  ziemlicher  Sicherheit  konstatieren. 

Die  Lückenhaftigkeit  der  Quellen  aus  dem  12.  Jahr- 
hundert ist  in  Steuersachen  sehr  fühlbar.  Direkte  Nachrichten 
fehlen  in  unserem  Territorium  fast  gänzlich.  Dagegen  gibt 


das  Nachbargebiet  des  Bischofs  von  Utrecht  einige  Aufklä- 
rung. Mit  diesem  Bischofssitze  war  eine  Art  landesherrliche 
Gewalt  verknüpft;  seine  jeweiligen  Inhaber  hatten  neben  der 
Gerichtsbarkeit  das  Besteuerungsrecht  in  Händen.  Im  Jahre 
1132  wird  das  Land  Hofla  von  Bischof  Andreas  aus  einem 
Lehngut  zu  einem  Eigengut  gemacht  und  für  steuerfrei  er- 
klärt.^) Der  Advocatie  von  St.  Johann  zu  Utrecht  wird  1132 
das  jüs  exactionis  judiciariae  vel  postalutionis  violentae  V zu- 
erkannt. — Da  nun  die  damalige  Grafschaft  Gelderland  viel- 
fache Beziehungen  zu  Utrecht  hatte, so  ist  die  gleichzeitige 
Existenz  der  Steuer  auch  in  unserem  Territorium  recht  wohl 

')  Die  Arnhemer  hatten  1390  25  Brabanter  gefangen  genommen: 
van  diesen  gefangenen  es  körnen  iiit  schatzinge  en  sluytgelt  . . . Die 
Gemeinen  zahlen  8 -14,  die  Herren  23 — 30  alte  Schilde.  G.  A.  Arnhem. 
Stadtrechnung  von  1390.  — cf.  Lamprecht.  D.  W.  111.  No.  58.  ...quod 
advocatus  villicuni  . . . non  deberet  gravare  exactionibus  plus  quam  medium 
vel  humiliorem  de  villa,  tali  videlicet  exactione,  que  vulgariter  schaf  vel 
bedde,  non  tali,  que  dicitur  schetzunge,  quam  exactionem  solvere  cogun- 
tur  hü,  qui  captivi  detinentur. 
f Siehe  weiter  unten. 

van  Spaen.  Inleiding  IV,  p.  193  f.  ,ab  omni  exactione“. 
f van  Spaen.  Inleiding  IV^  p.  95. 

cf.  Nettesheim.  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern. 

1* 
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nzunehmen.  Bestätigt  wird  diese  Annahme  durch  die  Er- 
\ ebungsurkunde  Ziitfens,’)  in  der  das  Vorhandensein  der 
Steuer  vorausgesetzt  wird.  Wenn  ferner  der  Herzog  von 
Brabant  sich  die  precarias  seiner  Eigenhörigen,  die  sich  in 
( em  Geldernschen  Orte  Bommel  niederlassen,  vorbehält,  falls 
tr  nicht  ausdrücklich  den  Grafen  in  deren  Genuß  setzt,-)  so 
< eht  daraus  indirekt  die  Steuerzahlung  der  übrigen  Unter- 
tanen an  den  Grafen  hervor.  Für  die  erste  Entwicklung  der 
Steuer  ist  in  Geldern  demnach  das  Ende  des  12.  Jahrhun- 
(,erts,  für  die  weitere  Vervollkommnung  der  Anfang  des 
: 3.  Jahrhunderts  anzusetzen. 

Über  die  rechtliche  Grundlage  der  Steuer  ist  soviel  ge- 
: chrieben  worden,^)  daß  ich  mich  in  einer  Hinsicht  kurz 
lassen  kann.  Der  heutige,  fast  auf  allen  Seiten  vertretene 
Standpunkt  ist  der,  daß  der  Rechtsgrund,  wie  für  die  Landes- 
hoheit überhaupt,  so  auch  für  eines  ihrer  wesentlichsten 
Emolumente,  die  Steuer,  in  der  Gerichtsbarkeit  zu  suchen  ist; 


d.  h.  mit  der  Entwicklung  des  Gerichtsherrn  zum  Landes- 
lierrn  ist  sie  zur  ordentlichen,  öffentlich  rechtlichen  Abgabe 
geworden.  — Müller  nennt  als  den  einzig  maßgebenden 
Rechtsgrund  die  volle  öffentliche  Gerichtsgewalt.''')  Diese 
Behauptung  kann  ich  nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  aner- 
kennen.  Ziehen  wir  die  Gerichtsverhältnisse  von  Straelen 
;;um  Beweise  heran:  beinahe  die  gesamte  Jurisdiktion  liegt 
n den  Händen  des  jeweiligen  Abtes  von  Siegburg,  des  Grund- 
herrn von  Straelen.  Dem  Grafen  von  Geldern  als  Schirm- 
’^ogt  stand  ein  sehr  minimaler  Teil  der  Rechtsprechung  zu.'') 
'{ach  der  Stiftungsurkunde  der  Abtei  Siegburg  durfte  er  nur 
nnmal  im  Jahre  zu  Gerichte  sitzen.  Den  dritten  Teil  der 

M Sloet  376;  1190. 

-)  cf.  Müller  p.  41. 

Müller  gibt  das  nötige  an  (p.  41  f.). 
g von  Below.  Die  direkten  Staatssteuern,  p.  6 f.  Müller  p.  42  fg 
Siepniann  p.  29  ff.  ßaasch  p.  17  ff. 

""j  Müller  p.  42. 

*)  Über  diese  minimalen  Kompetenzen  des  Grafen  sowie  seine 
kellung  zu  Siegburg  bzgl.  Straelen  siebe  Henrichs,  Grund-  und  Schirm- 
lerr  von  Straelen,  p.  5 ff. 


O 


Strafgelder  erhielt  er,  wenn  er,  vom  Grundherrn  beauftragt, D 
auch  über  Blutverbrechen,  Diebstahl  usw.  zu  Gerichte  saß. 
Diese  im  Jahre  1064  getroffenen  Bestimmungen  galten  noch 
1422,  nur  daß  damals  der  Vogt  einen  größeren  Betrag  der 
Gerichtsgefälle  erhielt.-)  Für  das  Jahr  1492  ist  die  Existenz 
dieses  eigenartigen  Kondominates  ebenfalls  festzustellen ;'^) 
es  hat  noch  sehr  lange  angedauert.  Von  der  ganzen  Ent- 
wicklung ist  für  uns  nur  wichtig,  daß  das  Amt  Straelen  in 
jurisdiktioneller  Hinsicht  niemals  völlig  unter  den  Herzog  ge- 
raten ist.  Nun  hat  aber  die  Abtei  Siegburg  zu  keiner  Zeit 
von  Straelen  eine  Steuer  erhoben  noch  beansprucht,  ein  klarer 
Beweis  dafür,  daß  nicht  die  Grundherrschaft  als  Rechtsgrund- 
lage angesehen  werden  kann,  daß  aber  anderseits  der  Voll- 
besitz der  Gerichtsbarkeit  nicht  erforderlich  war,  da  die  Grafen 
und  Herzöge  die  Steuern  in  Straelen  stets  ebenso  eingezogen 
haben  wie  an  anderen  Orten,  wo  sie  die  volle  jurisdiktioneile 
Kompetenz  besaßen.^)  Damit  ist  zugleich  erwiesen,  daß  der 
Schatz  nicht  etwa  als  reine  Gerichtssportel  anzusehen  ist. 
Da  jene  recht  minimalen  richterlichen  Befugnisse  allein  wohl 
kaum  eine  Grundlage  zur  Besteuerung  bilden  konnten,  so 
müssen  gewiß  andere  Momente  eine  Rolle  mit  gespielt  haben. 
Für  wesentlich  halte  ich  bei  Straelen  die  von  den  Grafen 
ausgeübte  Schirmherrschaft.  Als  Schirmherrn  und  erst  in 
letzter  Linie  als  Gerichtsherrn  werden  sie  die  Steuer  anfangs 
eingefordert  und  später  als  Landesherrn  selbstverständlich 
beibehalten  haben.  Die  Entstehung  der  Steuer  auf  Grund 
der  vogteilichen  Gerichtshoheit  ^)  ist  für  Straelen  nicht  an- 
zunehmen, es  müßte  denn  sein,  daß  der  Vogt  trotz  seiner 
geringen  richterlichen  Befugnisse  das  bekannte  Erpressungs- 
system ausgeübt  hätte,  wogegen  die  Abtei  jedenfalls  pro- 

k Henrichs,  Grund-  und  Schirmherr,  p.  9.  cf.  Lacomblet  I,  203. 

-)  Henrichs  1.  c. 

R.  G.  Arnhem.  Stadtrechnung  des  Drostamtes  Straelen  von 
1492.  — Damit  ist  das  Kondominat  durchaus  nicht  als  Obergangsstufe 
charakterisiert,  wie  Schöningh  will.  Schöningh:  Der  Einfluß  der  Ge- 
richtsherrschaft auf  die  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  in  den 
niederrheinischen  Territorien  Jülich  und  Köln  im  14.  u.  15.  Jhdt.  Leip- 
ziger Diss.  Bonn  1905. 

*)  Müller  p.  40. 
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estiert  haben  würde.  Wir  hören  aber  von  solchen  Beschwerden 
lichts,  sondern  das  Besteuerungsrecht  in  Straelen  ist  den 
jrafen  resp.  Herzogen  von  Geldern  stets  unbestritten  zuer- 
iannt  worden,  zumal  später  bei  der  völlig  entwickelten  ter- 
'itorialen  Hoheit.  — Der  Zeitpunkt,  seit  dem  nicht  mehr  die 
'urisdictio,  sondern  das  Territorium  als  Grundlage  angegeben 
vurde,  läßt  sich  nach  den  Urkunden  nicht  festsetzen. ^ 

Mit  der  jurisdiktioneilen  Gewalt  des  Vogtes  hängt  die 
Frage  nach  dem  Vogtgelde  und  seiner  Bedeutung  zusammen. 
Es  wird  verschiedentlich  als  ordentliche  Bede  hingestellt. 
Nun  heißt  es  in  einer  Urkunde  von  1255,*^)  daß  Hermann  von 
Loon  an  Otto,  Grafen  von  Geldern,  unter  anderem  5 Mal- 
güter verkauft.  Von  diesen  reserviert  er  sich  3 Scheffel 
Hafer,  ein  Huhn  und  unum  solidum  advocacialem.  Daraus 
ergibt  sich  unzweifelhaft,  daß  es  sich  hierbei  um  die  ordent- 
liche landesherrliche  Steuer  durchaus  nicht  handeln  kann. 
Daß  übrigens  die  in  derselben  Urkunde^)  vorkommende  her- 
vesbede  und  das  vogetgeld  auf  Pleonasmus  zurückzuführen 
seien,  ist  mir  nicht  einleuchtend,^)  da  die  beiden  Ausdrücke 

n Müller  p.  43  weist  auf  Sloet  1123  und  1124  hin,  wo  zuerst 
(i.  3.  1287)  sita  in  territorio  nostro  vorkomme.  Also  bilde  nunmehr  das 
Territorium,  nicht  mehr  die  jurisdictio  die  Grundlage.  Der  gleichzeitige 
deutsche  Text  übersetzt  territorium  mit  „Gericht“.  Hiermit  kann  aber 
an  dieser  Stelle  jurisdictio  im  ursprünglichen  Sinne  nicht  gemeint  sein. 
Ich  nehme  daher  an,  daß  „Gericht“  bereits  vor  1287  seine  Grundbe- 
deutung verloren  hat  und  als  identisch  mit  Gebiet  (territorium)  gesetzt 
wurde  — ein  Beweis  für  die  Entwicklung  des  Territoriums  aus  der 
Gerichtsbarkeit  — ; beide  Ausdrücke  wurden  schon  1287  promiscue  ge- 
braucht, können  folglich  zu  einer  festen  Datierung  sehr  wenig  beitragen, 
cf.  Henrichs.  Grund-  und  Schirmherr  p.  12,  Jahr  1344.  Ders.  Mark 
Straelen.  Geldern  1899  p.  13.  Danach  wurde  1360  noch  ,Gericht‘  im 
Sinne  von  Territorium  gesetzt. 

■’j  Niepmann  p.  12. 

s)  Sloet  775.  Müller  sagt  p.  41  dasselbe  wie  Niepmann,  wenn  er 
vogetgeld  und  hervesbede  für  identisch  und  beide  für  Ausdrücke  der 
Bede  erklärt;  er  verweist  auf 
Sloet  775. 

Rechnungen  des  Aeniilius  de  Billen  receptoris;  im  Staatsarchiv 
zu  Düsseldorf,  kopiert,  aber  noch  nicht  ediert  durch  Baron  Sloet  in 
Arnhem.  Dort  steht  de  anno  1314: 

• de  denariis  advocatiae  . . . 
de  precaria  autumpnali  . . . 


/ 


ZU  grundverschieden  sind.  Ein  weiterer  Beweis  für  die  Ver- 
schiedenheit von  Vogtgeld  und  ordentlicher  Steuer  ist  in  der 
eigenartigen  Zusammenstellung  mit  anderen  Abgaben  zu 
finden.’)  Solche  Abgabengruppen  tragen  den  Gesamtnamen 
Jieerengüldenj und  werden  von  der  ordentlichen  Steuer 
ausdrücklich  scharf  getrennt.  — Auf  welchen  Beziehungen 
die  Einforderung  des  Vogtgeldes  beruht,  geht  aus  den  Quellen 
nicht  klar  hervor.Q  Jedenfalls  aber  halte  ich  mit  anderen 
eine  von  der  ordentlichen  Bede  verschiedene  Vogtsteuer  für 
ausgeschlossen.^) 


Kapitel  11. 

Die  Steuerpflichtigen. 

* Im  Territorium  Geldern  war  das  gesamte  Land  unter- 

schiedslos der  Schatzpflicht  unterworfen,  und  zwar  haben 
sowohl  Freie  wie  Eigenhörige  zur  Steuer  beitragen  müssen. 
Im  Prinzip  war  eben  kein  Stand  eximiert,  trotzdem  genossen 
gewisse  Personenklassen,  vornehmlich  die  Stände,  mehr  oder 
weniger  umfangreiche  Sonderrechte. 

1.  Die  Ritterbürtigen. 

Die  Frage  nach  der  Besteuerung  der  Ritter  ist  nicht  ein- 
heitlich beantwortet.  Die  verbreitetste  Ansicht  geht  dahin, 
daß  auch  dieser  Stand  prinzipiell  nicht  steuerfrei  war.  - Es 


*)  Solche  Gruppen  sind:  vogetgeld,  plogghelt,  koppelkorn  [Sloet  712] 
oder  vrygeld,  voogdgeld,  voederkorn  (Nyhoff  IV,  189;  1440)  oder  vry- 
geld,  vachtgelt,  plochgelt  (Cedula  von  Eigenleuten  im  R.  A.  Arnhem 
de  1470). 

-)  Schrassert,  Codex  Gelro-Zütphanicus  p.  196.  Der  Ausdruck  ist 
in  Karl  v.  Egmonds  Zeit  geprägt.  — Unter  die  Herrengulden  wird  das 
Vogtgeld  später  vielleicht  deshalb  gerechnet,  weit  es  eine  Abgabe  der 
Hintersassen  an  ihre  Herren  gewesen  ist.  Siehe  Sloet  775. 

®)  Bei  Straelen  war  das  Schutzverhältnis  maßgebend,  auf  Grund 
dessen  das  Vogtgeld,  welches  hier  später  zur  ordentlichen  Bede  wurde, 
eingefordert  worden  ist. 

■*)  cf.  von  Below.  Kritik  des  Lamprechtschen  Buches,  in  Sybels 
H.  Z.  63;  neue  Folge  1889.  p.  294  ff. 
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muß  des  Näheren  ein  ünterscliied  gemacht  werden  zwischen 
den  ursprünglichen  Besitztume  der  Ritterschaft  und  dem 
von  ihr  nachträglich  hinzuerworbenen  Gute.  Soweit  ich  sehe, 
wa'en  in  Geldern  die  angestammten  Rittergüter  steuerfrei. 
Eir  e unzweifelhafte  Nachricht  vom  Jahre  1395  teilt  mit,  daß 
Joliannes  und  Dierik  van  de  Wyer  ihre  Güter  schatzfrei  und 
be(iefrei  besitzen  sollen  wie  die  anderen  Ritter  und  Knechte.^) 
Sie  sollen  folglich  von  der  ordentlichen  Bede  befreit  sein. 

Diese  Exemtion  der  Ritter  von  der  Steuer  wird  in  einem 
Falle  mit  ihrer  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  begründet. 
Da  > Kapitel  zu  Aachen  hatte  von  der  Ritterschaft  den  Zehnten 
zu  Kückhofen  und  Oerath  gekauft  und  wollte  dafür  keine 
Staier  zahlen.  Der  Amtmann  Joh.  von  Wickraid  begründet 
nu  1 seine  Steuerforderung  mit  der  Aussage,  daß  auch  die 
Vo'besitzer,  die  Ritterschaft,  hierfür  Steuer  durch  Heeres- 
dienst geleistet  hätten.-)  Mit  dieser  Behauptung  ist  aber 
nicht  gesagt,  daß  die  Befreiung  vom  Kriegsdienste  auch  fak- 
tisi:h  der  Grund  zur  Steuerzahlung  war,  sondern  es  handelt 
sici  lediglich  um  die  subjektive  Auffassung  jenes  Amtmannes, 
dein  diese  Auslegung  am  geeignetsten  schien,  das  Kapitel 
vo  1 seiner  Steuerpflicht  zu  überzeugen.  Der  Amtmann  hat 
als  3 schon  damals  den  Grund  zu  der  noch  heute  nicht  ent- 
scl  iedenen  bekannten  Streitfrage  über  die  Beziehungen  zwi- 
scl  en  Kriegsdienst  und  Steuer  gelegt.^)  — Anderer  Ansicht 
sd  eint  man  gewesen  zu  sein,  wenn  z.  B.  bei  Befreiung  von 


1)  Urkunde  abgedruckt  bei  Slanghen,  Bijdragen  tot  de  geschiedenis 
vai  het  hertogdom  Limburg,  Roermund  1878  . . . dat  dese  vorschreve 
Jol  annes,  Dierick,  haeren  susteren,  erven  ende  naecomelingen  schatury 
ence  bedevry  sullen  säten  aen  allen  desen  vorschreve  erve  ende  goed, 
als  ander  onse  gemeyne  Ridder  ende  Knechten  in  onsen  lande  van  Kessel 
ges  den. 

■^)  3.  Maeckl.  Das  Stadtrecht  von  Erkelenz,  in  Gelre,  Bydragen. 
B.  ^■'111.  p.  330  f.  Arnhem  1905. 

=*)  Über  diese  Streitfrage  siehe  ausführliche  Literaturangabe  bei 
Me  Ster,  Grundriß  der  Geschichtswissenschaft.  Bd.  III.  AL  Meister, 
V^eifassungsgeschichte  p.  112.  Ich  schließe  mich  der  Ansicht  Meisters 
un(  von  Belows  an,  daß  Ritterdienst  und  Steuern  nichts  mit  einander 
zu  tun  haben. 
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Steuern  der  Kriegsdienst  ausdrücklich  reserviert  wird.')  Exem- 
tion von  Bede  und  Ritterdienst  kommt  ebenfalls  vor,  z.  B. 
gibt  der  Bischof  von  Utrecht  1132  einem  Lehngute  die  Rechte 
eines  Eigengutes  und  erklärt  es  frei  von  Schatting  und  ab 
expeditionis  servitio.  - ) 

Da  bezüglich  der  später  hinzuerworbenen  Güter  die 
Quellen  ebenso  spärlich  fließen,  so  läßt  sich  ein  einigermaßen 
sicheres  Resultat  nur  indirekt  finden.  Der  Herzog  Arnold 
schenkt  seinem  Kämmerer  Johann  van  Vossum  i.  J.  1431 
den  Hof  ,in  ger  Hüls‘  für  die  ihm  geleisteten  Dienste  steuer- 
und  dienstfrei.")  Ebenso  hatte  Herzog  Karl  1501  vom  Ritter 
Johann  von  Boedberg  200  Gulden  und  150  Malter  Roggen 
geliehen;  dafür  befreit  er  dessen  Gut  Steenhalen  von  einigen 
Renten,  sowie  von  allen  Diensten  und  Schatzungen. Q Die 
obenQ  angeführte  Urkunde  von  1395  endlich  enthält  die  Be- 
merkung, daß  verschiedene  Höfe  der  van  Wyers  zu  des 
Vaters  Lebzeiten  steuerfrei  gewesen  seien,  weil  er  das  Land 
Kessel  verwaltet  hatte.  Als  er  starb,  verfiel  die  Exemtion, 
mußte  demnach,  wenn  sie  weiter  bestehen  sollte,  durch  Pri- 
vileg erneuert  werden;  und  das  geschah  eben  1395.  ln  diesen 
Urkunden  wird  also  die  Steuerbefreiung  auf  irgend  welche 
geleistete  Dienste  zurückgeführt.  Wenn  übrigens  die  Steuer- 
zahlung vom  Hofe  Steenhalen  1501  erlassen  wurde,  so  ist  er 
offenbar  bis  dahin  Steuerobjekt  gewesen.  Steenhalen  wird 
ein  später  angeworbenes  Besitztum  und  nicht  ein  Stammgut 
gewesen  sein.  Ipso  facto  änderten  also  die  Bauerngüter  ihren 
Charakter  noch  nicht,  wenn  sie  in  den  Besitz  der  Ritter- 
bürtigen  übergingen,")  sondern  es  bedurfte  besonderer  Be- 

V)  Sloet  883 : a precaria  et  servicio  ipsius  comitis  et  siiorum  judi- 
ciim  liberi  erimt  et  absoluti,  pro  aliis  vero  ipsius  comitis  seu  expeditione 
publica  exceptis. 

-)  van  Spaen,  Inleiding  IV,  p.  193  f. 

-■>)  Urkunde  von  1431  im  Stadtarchiv  zu  Geldern. 

■*)  Nyhoff  VI,  Teil  2.  No.  352. 

Siehe  p.  8 Anmerk.  1.  ...  daer  sy  noch  haer  vader  . . 
dieweil  dat  sy  dat  landt  van  Kessel  te  verwaeren  hadde,  schattingen 
noch  bedingen  aff  gegolden  en  hebben. 

«)  Müller  p.  64  Anm  1 belegt  seine  entgegengesetzte  Behauptung 
mit  Sloet  883.  Früher  steuerpflichtige  Höfe  würden  bedefrei,  sobald 
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Stimmungen,  falls  Änderungen  eintreten  sollten.  Geschah 
das  nicht,  so  ist  die  weitere  Entrichtung  der  Steuer  wohl 
aiizunehmen. 

Die  Lehngüter  sind  schatzfrei  ohne  Rücksicht  auf  die 
Ritterbürtigkeit  der  Mannen.’)  Dagegen  reservierte  sich  Herzog 
Karl  ausnahmsweise  i.  0.  1508  Dienste,  Glockenschlag  und 
Biden,  als  er  seinen  Bruder  Johann  mit  der  Herrschaft  Wilp 
b dehnte.-)  ln  dieser  Zeit  der  finanziellen  Krisen  wird  Karl 
n cht  gerne  auf  die  Abgaben  einer  ganzen  Herrschaft  ver- 
z chtet  haben.  — Es  kam  vor,  daß  der  Lehnsmann  auf  Grund 
besonderen  Privilegs  seines  Herrn  aus  dem  Lehnsverbande 
aastrat  und  sein  Gut  als  Eigengut  überwiesen  erhielt.  Da- 
mit trat  er  selbstredend  unter  die  Zahl  der  Schatzpflichtigen, 
v enn  ihn  nicht  eine  weitere  Bestimmung  der  Zahlpflicht  ent- 
l:ob.^)  Geschah  das,  so  ergab  sich  eine  Art  von  Freigütern,-^) 
die  ihren  Namen  nicht  aus  dem  Gegensätze  zu  den  Unfreien^ 
cen  Eigenhörigen  herleiten,  sondern  den  Steuerpflichtigen,  den 
^chotbaren  oder  huisluiden,  wie  sie  in  Geldern  heißen,  gegen- 
i berstehen.  Zu  solchen  stiegen  in  der  Regel  die  freige- 
hssenen  Eigenhörigen  empor,  die  dann  von  ihrem  Besitz- 
tame,  meist  Zinsgütern,  Steuer  zu  entrichten  hatten.  Sie 
kommen  wiederholt  unter  dem  Namen  , Dienstmannen'  vor.") 
Kraft  außergewöhnlichen  und  nur  seltener  verliehenen  Privi- 
legs konnten  sie  zu  ,welgeboren  Dienstmannen‘  befördert 

;ie  in  den  Besitz  des  Ritters  Rudolf  Cock  kommen.  In  der  Urkunde 
ist  aber  nicht  von  Besitz,  sondern  nur  von  Belehnung  die  Rede, 
l.in  Lehen  kann  aber  steuerfrei  sein,  ohne  daß  der  Lehnsmann  ein 
(itter  ist  icf.  folg.  Anm.i.  Also  das  Lehnsverhältnis  ist  für  die  Befreiung 
n diesem  Falle  maßgebend,  cf.  von  Below.  Steuer  in  dül.  u.  Berg, 
).  19.  „Die  Lehngüter  fallen  nicht  mit  den  ritterlichen  Besitzungen 

:usammen.“ 

M Schölten,  Grafenthal,  Urkunden  No.  191,  201.  1351  und  1352 
>elehnte  Reinald  zwei  nicht  Ritterbürtige.  1351 : ende  geven  hem  dat 
een  schaff ry  ende  thiendvry ; 1352:  te  hebben  datselve  leen  ende  te  ge- 

■} ruhen  schatvri  end  tyendevri. 

'^)  van  Spaen,  Inleiding  IVL  p.  189. 

Siehe  van  Spaen,  Inleiding  IV,  p.  193  f. 

■*)  cf.  von  Below,  Steuern  in  dülich  und  Berg.  p.  20. 

5)  van  Spaen.  Inleiding  IV,  p.  255. 
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werden  und  wurden  als  solche  vom  Schatz  befreit.*)  Dies 
muß  schon  1261  Usus  gewesen  sein,  da  der  Graf  von  Geldern 
und  der  Bischof  von  Utrecht  sich  gegenseitig  Schatzfreiheit 
ihrer  Ministerialen,  die  sich  aus  welgeboren  Dienstmannen 
konstituierten,  zusichern.-) 

Die  Ritterbürtigen  haben  offenbar  die  Besteuerung  der 
fraglichen  Güter  nicht  anerkannt.  Wenn  auch  keine  direkten 
Zeugnisse  von  Opposition  vorliegen,  so  geht  diese  Tatsache 
besonders  aus  denSchattingslisten  hervor;  unter  den  Restanten 
finden  sich  nämlich  wiederholt  Ritterbürtige  angeführt,  so 
z.  B.  in  Ceduln  von  1388,^)  1394f)  1466.0  Eine  Annahme 
von  Zahlungsunfähigkeit  ist  ausgeschlossen,  da  einzelne  ver- 
zeichnete  Geschlechter,  wie  z.  B.  die  Culenburgs,  sehr  begütert 
waren.  Die  Rückstände  sind  eben  sehr  wahrscheinlich  auf 
Widerspruch  seitens  des  Adels  zurückzuführen. 

Ein  Wort  über  die  Unterherren  möge  hier  noch  Platz 
finden.  Da  das  Material  sehr  spärlich  ist,  läßt  sich  die 
Stellung  der  Unterherrschaft  in  Steuersachen  nicht  recht  klar 
stellen.'^  Es  scheint  aber,  daß  der  Unterherr  in  seiner  Herr- 
lichkeit dasselbe  bedeutete,  wie  der  Landesherr  im  ganzen 
Lande,  wenigstens  lassen  die  zerstreut  vorkommenden  Nach- 
richten darauf  schließen.  Wenn  in  der  Aussprache  zwischen 
den  Herrn  von  Valkenberg  und  Diteren  nur  der  Glockenslag 
und  die  Bede  in  den  drei  bekannten  Fällen  erwähnt  werden, 0 
so  können  wir  die  Existenz  der  ordentlichen  Bede  voraussetzen, 
ohne  dabei  aber  genauere  Anhaltspunkte  nach  irgend  einer 
Seite  hin  zu  haben,  ln  anderen  Herrlichkeiten  läßt  sich  die 


')  van  Spaen.  a.  a.  0.  code.x  diplomaticus  sub  XXXVIIl. 

■^)  Sloet  843.  cf.  Müller  p.  62. 

R.  G.  Arnhem.  Die  besteuerten  Höfe  sind  mit  angegeben. 

■*]  Stadtrechnung  im  Archiv  zu  Geldern:  Ende  dat  is  doch  deels 
bleuen  staen  aen  den  gueden  lueden.  Es  zahlten  nicht: 
here  Johans  erve  van  der  Velde  6 Gulden, 
henrich  van  Boyberg  6 „ 

')  R G.  Arnhem.  Schattingsliste  für  Betuve. 

Ausführlicher  bei  von  Below.  Staatssteuern  in  dül.  u.  Berg, 
p.  193  ff. 

•)  Sloet  838;  1260. 
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Be3e  mit  größerer  Sicherheit  nachweisen.  Otto,  Herr  von 
Kl  yck,  verspricht  1325  dem  Kloster  Grafenthal,  das  in  seinem 
Gebiete  liegende  klösterliche  Gut  nicht  besteuern  zu  wollen. M 
Ferner  tritt  i.  J.  1400  Johanna,  die  Tochter  des  Herrn  von 
Kl  ik,  ihr  Land  mit  der  Stadt  Grave  an  Herzog  Wilhelm  ab  mit 
toVen,  mit  scattingen,  mit  bedenr)  Ein  ähnliches  Versprechen 
wi  j Grafenthal  erhalten  die  Bürger  von  Venlo  für  ihre  Güter 
in  der  Herrlichkeit  Aerssen,^)  die  durch  Johann  von  Bueren 
voi  aller  Schatting,  die  drei  Eventualitäten  ausgenommen, 
freigestellt  werden.  Endlich  erhoben  die  Herrn  von  Wachten- 
doik,  das  bis  1433  eine  Herrlichkeit  vv^ar,  eine  Grundsteuer 
voi  Ackerland,  Wiesen  und  Büschen. 0 Nach  diesen  Bei- 
sp  eien  zu  schließen  haben  die  Herrlichkeiten,  die  später  im 
Verhältnis  zum  Lande  und  dem  Landesherrn  Unterherrschaften 
ge  lannt  wurden,  eine  für  sich  abgeschlossene  Steuerordnung 
be  iessen.  Sobald  sie  aber  aufhörten,  selbständige  Länder 
zu  sein,  wurde  auch  ihr  Steuersystem  der  allgemeinen  Landes- 
stfcuerordnung  eingegliedert,  wie  wir  es  bei  Kuik  und  Wachten- 
doik  konstatieren  konnten. 

2.  Die  Städte. 

Die  Untersuchung  der  städtischen  Steuern  ist  in  unserem 
Te  ritorium  deshalb  mit  größeren  Schwierigkeiten  und  Um- 
ständlichkeiten verknüpft,  weil  es  kaum  möglich  ist,  die 
Sti  dte  in  dieser  Hinsicht  unter  bestimmten  Gesichtspunkten 
anmordnen;  vielmehr  liegen  ihre  steuerrechtlichen  Verhält- 
nisse in  den  jeweils  der  einzelnen  Stadt  erteilten  Privilegien 
be: gründet;  diese  hinwiederum  werden  der  wirtschaftlichen 
La,  je  und  politischen  Stellung  jener  angej)aßt  worden  sein. 

0 Schollen,  Grafenthal,  Urkunde  No.  149.  . . . dat  wy  geloft 
helben  ende  gheloven  der  abdyssen  ende  den  convent  van  den  Nyen- 
klo  :tre,  dat  wy  hoere  goet,  dat  in  onsen  lande  van  Kayc  gheleghen  is 
nunmermeer  schatten  noch  beden  en  sollen. 

2)  Nyhoff  111,  233. 

0 Urkunde  im  Gemeindearchiv  zu  Venlo  von  1404,  Sept.  7.  cf. 
G.  D.  Franquinet,  Inventaris  der  oorkonden  en  bescheiden  berustende  ten 
Anhieve  van  de  gemeente  Venlo.  Maastricht  1872.  No.  42. 

Rentenbuch  des  Hauses  Wachtendonk,  in  F'rivatbesitz. 
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Die  Klassifikation  in  Hauptstädte  und  kleine  Städte  hat  keinen 
Einfluß  auf  ihre  Steuerpflicht  als  solche.M  Dagegen  ist  eine 
andere  Einteilung  in  Geldern  vorzunehmen.  Da  uns  nämlich 
in  Stavern  eine  grundherrliche  Stadt  begegnet,  so  können 
wir  Städte  mit  landesherrlichem  und  grundherrlichem  Cha- 
rakter unterscheiden.^)  — 

Das  Fundament  der  Städteverfassungen  bildet  in  unserem 
Territorium  das  i.  J.  1190  an  Zütphen  verliehene  Stadt- 
recht.") Die  für  die  Steuer  Verhältnisse  in  Betracht  kommende 
Stelle  aus  dieser  Erhebungsurkunde:  ,ita  quod  nidlam  faciam 
in  ea  indebitam  emctionem  vel  accreditum  onerosum  preter 
voluntatem  ipsorum‘  ist  sehr  undeutlich.  Müller  kommt  nach 
einer  eingehenden  Untersuchung^)  zu  dem  Resultate,  daß 
Zütphen  eben  durch  jene  Bestimmung  Befreiung  von  jeder 
Bede  erhalten  habe  und  mit  ihm  die  zahlreichen  Städte,  die 
das  Zütphensche  Recht  erhielten.  Er  nimmt  demnach  an, 
daß  die  Steuerbefreiung  für  einen  Ort  durch  seine  Erhebung 
zur  Stadt  gegeben  sei.  Es  will  mir  aber  nicht  einleuchten, 
daß  das  Wort  indebitam  völlig  zwecklos  hinzugefügt  sein 
sollte,  zumal  in  dieser  betonten  Stellung.  Meines  Erachtens 
ist  in  dieser  Bestimmung  nur  die  Tatsache  ausgesprochen,  daß 
Zütphen  der  allgemeinen  Steuerpflicht  sehr  wohl  unterworfen 
war  und  blieb,  daß  diese  aber  über  ein  bestimmtes  Maß 
nicht  hinausgehen  sollte."’) 

')  Siehe  darüber  ausführlich:  Müller,  p.  41,  Anmerkung  1.  Liese- 
gang, Niederrhein.  Städtewesen  p.  392  f.  Die  4 Städte  Nymegen,  Arn- 
hem, Zütphen,  Roeremond  sind  auf  Grund  ihrer  wirtschaftlichen  Stellung, 
verbunden  mit  Bevorzugung  seitens  des  Landesherrn,  zumal  in  juris- 
diktioneller  Beziehung,  zu  Hauptstädten  der  4 Quartiere  geworden. 
Dagegen  sind  sie  steuerrechtlich  nur  insofern  bevorzugt,  als  ihrem 
Placet  bei  den  Landständischen  Steuern  eine  größere  Bedeutung  beige- 
messen wird. 

-)  Müller,  der  diesen  Unterschied  nicht  macht,  und  der  Stavern 
zu  den  landesherrlichen  Städten  rechnet,  gerät  dadurch  in  Widersprüche. 
Siehe  über  Stavern  unten  p.  19  ff.  cf.  von  Maurer:  Städteverfassung  1, 
p.  86  ff. 

0 Sloet  No.  376. 

Q Müller  p.  48  ff. 

cf.  Weis,  Staatssteuern  in  Kurtrier  p.  28.  , Waren  sie  (die 

Städte)  auch  meistens  nicht  vollständig  befreit,  so  wurde  doch  früh 
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In  den  Erhebungsurkunden  von  Arnhem,'^  Lochern^)  und 
Wegeningen wird  das  Stadtrecht  als  identisch  mit  dem 
Zü  phenschen  bezeichnet;  wenn  dabei  das  ,indebita‘  fehlt,  so 
ist  das  belanglos,  insofern  diese  Fixierung  nunmehr  selbst- 
verständlich ist.  Bei  Harderwyk^)  und  Groenlo^}  wird  von 
Staierbefreiung  überhaupt  nicht  gesprochen  und  auch  nicht 
aul  ein  anderes  Stadtrecht  Bezug  genommen.  Daraus  schließe 
ich  daß  sie  ihre  Steuern  fernerhin  zu  bezahlen  hatten  und 
nicit  — wie  Müller^O  meint  — per  se  befreit  worden  seien. 

Tatsächlich  haben  die  Städte  in  späteren  Jahren  — 
Arnhem  z.  B.  spätestens  nach  90,  Wageningen  nach  60  Jahren 
— Steuern  bezahlt.^  Daher  muß  Müller^)  die  Frage  stellen, 
„wann  und  mit  welchen  Mitteln  es  der  Landesherrschaft  ge- 
lurgen  sei,  diese  Ansprüche,  von  denen  die  Gründungs- 
urfunden  nicht  die  geringsten  Andeutungen  geben,  bei  ihren 
Städten  durchzusetzen“.  Er  beantwortet  diese  Frage  dahin, 
dali  mit  der  Zeit  die  Zahl  der  Schatzpflichtigen  durch  Ein- 
waiderung  in  die  Städte,  Exemtion  der  Ritter  u.  s.  w.  sehr 
gering  geworden  sei,  und  daß  der  Landesherr  sich  veranlaßt 
geeehen  habe,  an  den  Städten  sich  Ersatz  zu  schaffen,  und 
zw  ir  sei  ihm  das  möglich  gewesen  kraft  seiner  im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  erstarkten  Landesherrschaft  und  ihrer 
Übirlegenheit.  Übergriffe  seien  in  der  Tat  vorgekommen, 
wi(  z.  B.  gegen  Zütphen-’).  Ich  muß  demgegenüber  zunächst 
beiaerken,  daß  diese  Übergriffe  sich  nur  auf  Zollsachen  be- 
zieien;  da  wenigstens  nur  solche  genannt  sind,  so  ist  ein 
Schluß  ex  silentio  nicht  recht  angebracht.  Ferner  frage  ich; 
Ist  es  annehmbar,  daß  die  Städte  anfangs  befreit  gewesen 
und  dann  eine  nach  der  anderen  zur  Steuer  herangezogen 
wo 'den  sein  sollten?  Gewiß  war  die  Landeshoheit  im  Laufe 
der  Zeit  erstarkt.  Ich  möchte  aber  sehr  bezweifeln,  daß  sie 
in  der  fraglichen  Periode  eine  suprematische  Stellung  ein- 

ihr  Beitrag  fixiert,  so  daß  nun  die  Bede  vom  Landesherrn  nicht  Will- 
kür ich  erhoben  werden  konnte.*  Diese  Fixierung  sei  häufig  mit  libertas 
bez  dehnet  worden. 

Sloet  564;  1233.  — -)  Sloet  565;  1233.  — Sloet  862;  1263. 

0 Sloet  546;  1231.  — Sloet  598;  1237.  — *0  Müller  p.  51. 

•j  Müller  p.  54.  — 0 Müller  p.  54.  — *’)  Sloet  927;  1271. 
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genommen  hätte,  die  mächtig  genug  gewesen  wäre,  um  eine 
derartige  wesentliche  Neuerung  einführen  zu  können.  Denn 
die  Städte  sind  doch  auch  nicht  in  ihrem  Anfangsstadium 
stecken  geblieben,  wie  Müller  selbst  zugibt,  wenn  er  von 
der  Einwanderung  in  diese  spricht.  Sie  haben  vielmehr 
ebenfalls  eine  steigende  Entwicklung  durchgemacht  und 
repräsentieren  gerade  im  Anfänge  des  14.  Jahrhunderts  eine 
Macht,  mit  der  der  Landesherr  zu  rechnen  hat  und  die  er 
in  bestimmten  Angelegenheiten  zu  Rate  zu  ziehen  sich  ver- 
anlaßt sieht.’)  ln  dieser  Zeit  der  erstarkten  städtischen 
Autonomie  hat  der  Herzog  schwerlich  von  seiner  landesherr- 
lichen Überlegenheit  Gebrauch  machen  können,  wenn  von 
einer  solchen  den  Städten  gegenüber  überhaupt  die  Rede 
sein  kann.  Es  wäre  diesen  ein  Leichtes  gewesen,  einem  der- 
artigen Beginnen  mit  Erfolg  entgegenzutreten,  da  sie  sich 
hätten  zusammenschließen  und  die  Beobachtung  der  ihnen 
verliehenen  Privilegien  vom  Herzoge  hätten  ertrotzen  können. 
Wenn  sich  schon  deshalb  die  Städte  i.  J.  1293  zusammen- 
schlossen,-) um  den  Herzog  aus  einer  mißlichen  Lage  zu  be- 
freien, so  würden  sie  sich  erst  recht  vereinigt  haben,  wenn 
ihre  eigenen  Interessen  auf  dem  Spiele  standen.’^)  Besonders 
ist  dabei  noch  zu  erwähnen,  daß  die  Zeit,  während  welcher 
die  Städte  angeblich  steuerfrei  waren,  mehr  oder  weniger 
ausgereicht  haben  würde,  ein  Gewohnheitsrecht  zu  statuieren, 
das  anzutasten  sich  der  Herzog  wohl  gehütet  hätte.  Nun 
fehlen  in  der  Tat  jegliche  Nachrichten  über  ein  derartiges 
ünterfangen  des  Herzogs.  Dieser  Umstand  muß  auffallen, 
zumal  gerade  jene  Zeit  im  übrigen  an  Urkunden  über  städtische 

Angelegenheiten  ziemlich  reich  ist. 

Wenn  Müller  schließlich  betont,  daß  das  uns  in  späteren 
Jahren  entgegentretende  Steuersystem  nicht  aus  der  ersten 
Zeit  der  städtischen  Organisationen  herstammen  kann,  viel- 
mehr seine  Entwicklung  im  Laufe  der  Zeit  erfahren  hat, 

Nyhoff,  II,  XXV,  1348. 

■^)  van  Spaen,  Inleiding  IV,  p.  25. 

s)  1328  ließ  sich  Geldern  für  die  Bewilligung  einer  außerordent- 
lichen Bede  dieselben  Privilegien  zusichern,  wie  sie  andere  Städte  dafür 
erhielten.  Müller  p.  53,  Anm.  2. 
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ch  erkenne  das  völlig  an,  — so  gebe  ich  zu  bedenken, 
laß,  wenn  eine  völlige  Befreiung  der  Stadtgemeinden  von 
\nfang  an  Vorgelegen  hätte,  eine  Regelung  der  Steuerver- 
lältnisse  schlechterdings  möglich  gewesen  wäre.  Denn  weder 
ier  Landesherr  noch  die  Städte  hätten  eine  radikale  Heran- 
uehung  zur  Steuer  als  Regelung  aufgefaßt.  Jedenfalls  mußte 
irst  eine  Grundlage  vorhanden  sein,  auf  der  sich  eine  weitere 
Entwicklung  und  Ordnung  aufbauen  konnte. 

Wenn  auch  die  Steuer  in  den  verschiedenen  Städten  in 
ien  wesentlichsten  Punkten  einheitlich  angeordnet  ist,  so 
commen  doch  hin  und  wieder  Abweichungen  vor.  Wie 
Detont,  sind  alle  Städte  steuerpflichtig  gewesen.  Als  einzige 
Ausnahme  scheint  aber  Nijmegen  Steuerfreiheit  besessen  zu 
laben  und  zwar  wohl  deshalb,  weil  es  eine  alte  villa  regia 
vvar,  und  weil  ihre  städtischen  Rechte  in  eine  Zeit  zurück- 
jehen,  die  vor  der  Geldernschen  Besitzergreifung  liegt. Im 
Jahre  1282  befestigte  König  Rudolf  ihre  Rechte:  niemand 
solle  eine  Steuer,  gleichviel  welcher  Art,  von  ihr  fordern 
dürfen.  ■’) 

Der  Ort  Nieuwstad  erhält  1312  die  Außenbürgerrechte 
der  Stadt  Zütphen.=^)  Leider  sind  uns  diese  nicht  erhalten; 
da  aber  Zütphen  steuerpflichtig  war,  und  die  Außenbürger 
den  Stadtbewohnern  gegenüber  im  allgemeinen  keine  Sonder- 
stellung in  Steuersachen  einnehmen,'*)  so  müssen  wir  an- 
nehmen, daß  Nieuwstad  in  der  Schatting  mit  Zütphen  selbst 
auf  einer  Stufe  stand,  also  zahlen  mußte. 

In  Zaltbommel  reserviert  sich  der  Graf  1316  die 
Steuern  und  Unterstützungen,  wie  sie  die  anderen  Städte  zu 
entrichten  haben.**) 

Eine  eigenartige  Stellung,  die  nicht  in  den  Rahmen  der 
sonstigen  territorialen  Rechte  Gelderns  hineinpaßt,  hat 

van  Spaen,  Inleiding  IV,  p.  7. 

•*)  Sloet  1062:  qaatenus  nullus  dictos  cives  . . . molestare  vel  ullam 

exactionem  praesimat  exigere  ab  eisdem. 

")  Nyhoff  I,  138:  omnem  libertatem,  quam  habent  burgenses  com- 
morantes  extra  muros  majoris  civitatis  nostrae  de  Ynsula  Dei  (Zütphen). 

*■)  Siehe  unten  p.  25  ff. 

■)  Nyhoff  I,  167.  Müller  p.  53.  ,qaemadrnodum  alia  nostra  opida 
nobis  majoris  civitatis  et  subventiones  solvent  ‘ 


r 
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Erkelenz  eingenommen.  Im  Jahre  1326  wurde  es  zur 
Stadt  erhoben  und  hatte  mit  einer  jährlichen  Abgabe  von 
62  Riolen  zur  Steuer  nach  Geldern  beizutragen;’)  die  Bede 
war  also  fixiert.  Von  1377  an  als  Leibgewinn  im  Besitze 
der  Herzogin-Mutter  Maria  wurde  es  von  Steuern  befreit 
und  zwar  von  denjenigen,  die  ohne  die  Zustimmung  der 
Hauptstädte  erhoben  würden,  ferner  von  denen,  die  sonst 
in  Geldern  üblich  seien. -j  Folglich  war  Erkelenz  von  den 
ordentlichen  sowie  nicht  landständischen  Beden  fürderhin 
befreit.**) 

Der  Stadt  Venlo  sichert  der  Herzog  Befreiung  von 
Beden  zu,  mit  Ausnahme  der  drei  Eventualitäten  und,  was 
wichtig  ist  - uithgenaemen  ind  beheltelich  uns  unser  rechter 
beden  en  gerechter  bedeludenA)  ln  der  Erhebungsurkunde 
steht  von  einer  Steuerbefreiung  nichts.")  Mit  diesen  Tat- 
sachen stimmt  eine  Nachricht  von  1371  überein,  wonach  die 


umger  von  mren  uuiern  mnernaiD  der  btadt  zahlen  mußten.*’) 
Nach  6 Jahren  gelobt  Herzogin  Maria,  die  Bürger  nicht  mit 
solchen  Beden  schätzen  zu  wollen,  wie  sie  in  Geldern  ent- 
richtet zu  werden  pflegten,*)  erteilt  hiermit  also  der  Stadt 
dieselben  Rechte,  wie  sie  Erkelenz  erhalten  hatte.  Die  Her- 
zöge Reinald  und  Arnold  behalten  sich  1402  und  1423  die 
ordentliche  Bede  in  Venlo  vor;^)  und  1446  war  ein  Gerücht 
in  Geldern  im  Umlaufe,  daß  die  von  Venlo  ihre  Schatting 
nicht  geben  wollten.*')  Ausnahmsweise  befreit  Herzog  Karl 

6 1.  Maeckl,  Das  Stadtrecht  von  Erkelenz  in  „Gelre“  B.  VIII. 

®)  Maeckl,  I.  c.  cf.  Lacomblet  805. 

•^)  Nach  einem  Schatzregister  de  1382  im  G.  A Arnhem  steuert 
Erkelenz  nicht  bei,  weil  es  in  fremdem  Besitze  sei. 

0 Privilegienbuch  im  Gemeinde-Archiv  Venlo,  p.  37. 

®)  Geschriebenes  Privilegienbuch  de  1632  in  Venlo.  Abdruck  bei 
Pontanus  240  und  L.  d.  E.  Keuller,  Geschiedenis  en  Beschryving  van 
Venlo.  1843.  Beilage  ad  1343. 

“)  Nyhoff  II,  183:  ind  alse  onse  voirscr.  stadt  inde  bürgere  binnen 
haere  stadt  ons  schattinge,  bede  off  dienst  doen  . . . 

"‘)  Franquinet,  Inventaris  No.  25. 

®)  Privilegienbuch  im  Gemeindearchiv  Venlo,  No.  ll’  und  No.  37. 

®)  Stadtrechnung  im  Archiv  zu  Geldern.  Es  wird  sich  um  eine 
außerordentliche  Bede  nicht  handeln,  da  vomdahre  1446  eine  solche  nicht 
bekannt  ist;  sodann  läßt  die  Form  auf  die  ordentliche  Schatting  schließen. 

IMonos,  Die  direkten  Staatssteucrn.  2 


18 


I 


i.  J.  1512  die  Venloer  wegen  ihrer  Treue  bei  der  Belagerung 
aif  6 Jahre  von  Schattingen,  Ungelden,  Diensten  und  Beden, 
di 2 dem  Herzoge  zukamen.') 

Die  nämlichen  Rechte  bezüglich  der  besteuerbaren  Güter, 
we  sie  Venlo  erhielt,  wurden  1371  dem  Orte  Goch  zu- 
er<annt.'') 

Die  Besteuerung  der  Stadt  Geldern  läßt  sich  ebenfalls 
VC  n Anfang  an  nachweisen.  Der  Herzog  verspricht  ihr 
i.  J.  1328,  sie  nicht  schätzen  zu  wollen,  es  sei  denn  in  den 
drei  bekannten  Fällen,  ,na  innehalt  der  lantbriewe‘.^)  Nach 
diesem  Landbriefe  desselben  Jahres^)  reserviert  er  sich,  wie 
b(  i V^enlo,  die  ordentliche  Bede;  und  zwar  liegt  darin  keine 
Neuerung  vor,  sondern  der  Landbrief  fixiert  alte  bestehende 
Rcchtstatsachen. 

Nicht  anders  stand  es  mit  Roermond,  dessen  Außen- 
giter  i.  J.  1372  freigestellt  werden;“)  danach  waren  die 
imerhalb  der  Stadt  liegenden  Güter  der  Steuerpflicht  unter- 
W')rfen. 

Auf  die  Rechte  von  Geldern  und  Goch  wird  auch  in  der 
El  hebungsurkunde  von  Straelen  (1428)  Bezug  genommen.*') 
Dil  eine  besondere  Bemerkung  über  Steuern  nicht  vorhanden 
is^  so  werden  wir  hier  eine  gleiche  Stellung  wie  in  jenen 


*)  Originalurkunde  im  Geineinde-Arch.  Venlo.  cf.  Franquinet,  In- 
ventaris  No.  91.  Über  eine  andere  V^ergünstigung  siehe  unten  p.  52  f. 

»)  Nyhoff  II,  196;  1371. 

Privilegienbuch  aus  dem  15.  dhdt.  in  Geldern. 

*)  1.  c. 

®)  Nyhoff  111,  No.  5.  Müller  will  p.  58  aus  den  Worten  Jiare  in- 
ge  :eten  bürgeren'  den  Schluß  gezogen  wissen,  daß  eine  Einzelbesteuerung 
ge  landhabt  wurde.  Ich  halte  es  dagegen  für  unzweckmäßig,  sich  so 
se  ir  an  den  Ausdruck  zu  klammern.  Konsequenterweise  müßte  man 
in  allen  Fällen,  in  denen  nicht  ,die  Stadt“,  sondern  ,cives‘,  oder  ,inge- 
se  en  bürgeren'  stände,  eine  Einzelbesteuerung  annehmen.  Das  ist  zu- 
nächst ausgeschlossen.  Sodann  aber  will  es  mir  nicht  einleuchten, 
daß  in  Städten  wie  Roeremond  noch  um  diese  verhältnismäßig  späte 
Ze  t der  einzelne  Bürger  dem  Landesherrn  als  Steuerzahler  gegenüber- 
geitanden  haben  sollte.  Dafür  bildeten  besonders  die  größeren  Städte 
bereits  eine  allzusehr  geschlossene  Einheit.  In  kleineren  Orten  mag  die 
Ei  izelbesteuerung  länger  bestanden  haben. 

®)  Henrichs,  Grund-  und  Schirmherr,  p.  14. 
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Städten  annehmen  müssen.  Daß  die  Stadt  Schatting  zahlen 
mußte  und  auch  zahlte,  erhellt  aus  dem  Umstande,  daß  der 
Herzog  sich  1455  darüber  beklagt,  daß  Straelen  seine  Jahr- 
schatzungen versäumt  habe.') 

Die  gleichen  Stadtrechte  wie  Hattem  und  Wageningen 
erhielt  1413  der  Ort  Nykerk“).  Er  war  nur  willkürlicher 
Schatzungen  enthoben,  mußte  also  zu  den  ordentlichen  wie 
landständischen  Beden  beisteuern. 

Aus  der  bisher  behandelten  Kategorie  ist  eine  Stadt 
völlig  auszuscheiden,  nämlich  Stavern  auf  der  Veluwe. 
Dieser  Landesteil  ist  seit  früher  Zeit  zum  w'eitaus  größten 
Teile  Privatbesitz  der  Grafen  und  Herzöge  von  Geldern  ge- 
wesen. Wurde  ein  auf  solchem  Boden  liegender  Ort  zur 
Stadt  erhoben,  so  wurde  er  damit  selbstredend  zu  einer 
grundherrlichen  Stadt,  vorausgesetzt,  daß  er  nicht  ausdrück- 
lich befreit  wmrde;  dieses  letztere  müssen  wir  für  die  eben- 
falls auf  der  Veluwe  liegenden  Städte  Harderwyk,  Wageningen 
und  Arnhem  annehmen.  Jedenfalls  sind  diese  bereits  vor 
ihrer  Erhebung  aus  dem  grundherrlichen  Abhängigkeitsver- 
hältnisse entlassen  worden,  da  die  städtischen  Privilegien 
dergleichen  Freistellungen  nicht  erwähnen;  es  ist  auch  nicht 
ausgeschlossen,  daß  sie  überhaupt  nicht  abhängig  ge- 
wesen sind.*') 

Die  in  unmittelbarer  Nähe  gelegene  freie  Stadt  Harder- 
wyk ^)  mag  den  Grafen  veranlaßt  haben,  dem  Orte  Stavern 
nicht  die  völlige  Freiheit  zu  schenken,  da  sie  zur  Landes- 
sicherung nicht  notwendig  war  und  bei  oppositionellen  Koa- 
litionen gegen  den  Landesherrn  geradezu  schädlich  werden 
konnte.  Auch  mag  der  Landesherr  damals  die  Zahl  seiner 
Eigenhörigen  durch  Freilassungen  nicht  haben  reduzieren 
wollen.  Demnach  ließ  er  Stavern  auf  der  Stufe  einer  grund- 
herrlichen Stadt  stehen,  die  unmittelbar  von  ihm  abhängig 

Siehe  unten  p.  49. 

*)  Nyhoff  III,  p.  CXXXVII. 

")  Die  Grenzlinie  zwischen  freien  Orten  und  Privatbesitz  auf  der 
Veluwe  ist  für  die  älteste  Zeit  schwer  zu  ziehen,  da  die  Quellen  sehr 
spärlich  fließen. 

*)  van  Spaen.  Inleiding  IV,  p.  235. 
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blieb.  Die  Bewohner  sind  und  bleiben  Eigenleute.')  Als 
unfreie  Stadtbewohner  nehmen  sie  eine  eigenartige  Stellung 
in  steuerrechtlicher  Hinsicht  ein.  Sie  sind  frei  von  allen 
petitiones,  talliae  vel  collectae,-)  müssen  aber  in  jedem  Herbst 


’)  Erhebungsurkunde  bei  Nyhoff  I,  53;  1298.  Darin  heißt  es: 
q lod  dictum  oppidum  est  et  esse  debet  nostrum  proprium  et  oppidani 
irriusque  sexus  . . . erunt  nostri  proprii  homines;  und  weiter:  et  hoc 
oppidum  et  oppidanos  in  ipso  commorantes  suh  forma  quae  sequitur 
libertarnus,  videlicet  quod  ...  es  folgen  die  einzelnen  Befreiungen  von 
ZMl,  Abgaben  etc.,  nicht  von  der  Eigenhörigkeit.  Müller  bemerkt  nun 
a )er  (p.  51.  Anni.  5):  „Die  Bürger  werden  in  der  Urkunde  mit  dem 
p iradoxen  Namen  ,vryeygenlude‘  bezeichnet,  ihre  persönliche  Freiheit 
s eht  jedoch  außer  Zweifel : ,Et  quia  dicti  oppidani  nostri  homines  sunt 
liberi,  qui  vulgariter  dicuntur,  vryeygenlade'  . . . Wenn  diese  Stelle  nur 
s )weit  zitiert  wird,  sollte  man  allerdings  an  ein  Paradoxon  und  an 
p irsönliche  Freiheit  glauben;  nun  klärt  aber  der  Graf  selbst  diesen 
vermeintlichen  Widerspruch  auf,  wenn  er  unmittelbar  fortfährt:  licet 
h IS  predictas  libertates  — Zoll  etc.  — ,eis  contu/erimus‘.  Demnach  ist 
der  Ausdruck  ,vryeygenlude‘  dahin  zu  erklären,  daß  die  Bewohner  von 
S avern  eygenlude  des  Grafen  sind  und  bleiben,  wie  es  auch  am  An- 
f;  nge  der  Urkunde  ausdrücklich  betont  wird,  daß  sie  aber  auf  Grund 
d er  verschiedenen  Freistellungen  von  einzelnen  Rechten  und  Pflichten 
d en  Namen  ,vryeygenlude‘  führen.  Diese  Bezeichnung  habe  ich  nur 
her  bei  Stavern  vorgefunden;  sie  scheint  aber  in  der  damaligen  Zeit 
ging  und  gäbe  gewesen  zu  sein,  da  es  heißt:  qui  vulgariter  dicuntur 
vyeygenlude.  Abgesehen  von  diesen  Erörterungen  geht  die  persönliche 
Unfreiheit  auch  daraus  hervor,  daß  den  Bewohnern  von  Stavern  das 
ct  nubium  mit  Nichtstädtern  nur  auf  ausdrückliche  Erlaubnis  des  Grafen 
h n zusteht  (Nyh.  I,  53). 

*)  Die  Stelle  in  der  Erhebungsurkunde  bezüglich  der  Steuersachen 
h utet : Item  concedimus  omnibus  oppidanis  in  dicto  nostro  oppido  commo- 
nntibus,  quod  ab  omnibus  petitionibus,  talliis  vel  collectis  quibuscunqiie 
li  ’oeri  sint  et  absoluti,  hoc  excepto,  quod  singulis  annis  infra  beati  Remigii 
e Omnium  Sanctorum  festa  nobis  aut  nostris  successoribus  dabunt  unam 
p 'titionem,  cuius  petitionis  summa  et  quantitas  talis  erit,  videlicet,  quod 
d 'cti  oppidani  omnes  in  dicto  oppido  commorantes,  quoruni  bona  valent 
ci  ntum  libras,  dabunt  unam  libram,  hoc  excepto,  quod  de  domibus  suis 
V fra  oppidum  existentibus  nichil  solvere  tenebuntur,  sed  Uli,  qui  morantur 
e<ira  oppidum  in  Velua,  quorum  bona  valent  quinquaginta  libras,  Uli 
d ibunt  de  domibus  suis  sive  quibuscumque  bonis  aliis  unam  libram ; 
il  i vero  oppidani  nostri,  qui  infra  nostrum  oppidum  commorantur,  quorum 
b >na  minus  quam  quinquaginta  libras  valent  similiter  nichil  solvere 
tt  nebuntur. 
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eine  Bede  zahlen;  und  zwar  ist  ein  scharfer  Unterschied  ge- 
macht zwischen  denjenigen  Eigenhörigen,  die  in  der  Stadt 
selbst  ansässig  sind  und  den  nicht  eingesessenen,  also  den 
Außenbürgern.  Die  Stadtbewohner  wurden  offenbar  sehr  be- 
vorzugt, da  sie  einerseits  nur  1 % zahlen,  während  die  Aus- 


wärtigen 2 zu  entrichten  haben,  und  dann  werden  bei  jenen 
die  Häuser  nicht  mit  veranschlagt,  sondern  nur  ihr  sonstiges 
Vermögen  und  ihr  Einkommen;  nur  diejenigen,  die  zu  100 
Pfund  eingeschätzt  sind,  also  die  Wohlhabenden  nach  da- 
maligen Begriffen,  müssen  zur  Steuer  beitragen.  Der  Landes- 
herr scheint  mit  dieser  Anordnung  den  Zweck  verfolgt  zu 
haben,  den  Zuzug  der  im  Lande  zerstreut  wohnenden  Eigen- 
hörigen zu  seiner  grundherrlichen  Stadt  möglichst  günstig 
zu  gestalten ')  und  besonders  den  Hauserwerb  zu  erleichtern. 
Für  den  Zuzug  der  freien  Bevölkerung  kam  das  nahe  Harder- 
wyk eventuell  in  Betracht, 

Nur  hier  für  Stavern  haben  wir  die  genaue  Nachricht, 
daß  der  Graf  die  von  jedem  Bürger,  nicht  von  der  ganzen 
Stadt  als  solcher  zu  entrichtende  Steuersumme  selbst  fest- 
setzt; hier  liegt  also  der  ausgesprochene  Fall  einer  Einzel- 
besteuerung vor.  Sie  paßt  auch  in  diese  verhältnismäßig 
frühe  Zeit  sehr  wohl  hinein,  zumal  das  grundherrliche  Ab- 
hängigkeitsverhältnis noch  hinzukommt. 

Die  Sonderstellung  Staverns  erstreckt  sich  auch  nach 
einer  anderen  Seite  der  Steuerpflicht  hin;  und  zwar  offen- 
bart sich  hier  ein  bedeutender  Nachteil  den  anderen  Städten 
gegenüber.“}  Während  nämlich  sonst  die  Fälle,  in  denen  der 


0 Müller,  der  überhaupt  den  grundherrlichen  Charakter  Staverns 
verkennt,  weist  zwar  auf  die  abgestuften  Steuern  der  Eingesessenen 
und  Außenbürger  hin,  begründet  aber  dieses  Faktum  mit  der  Annahme, 
daß  die  höhere  Belastung  der  Außenbürger  als  Gegenleistung  für  die 
Befreiung  von  städtischen  Wachen  und  Diensten  anzusehen  sei  (p.  51, 
Anm.  5).  Demgegenüber  glaube  ich,  daß  die  Dienstleistungen  gerade 
in  Stavern  zu  minimal  waren,  als  daß  sie  der  beträchtlichen  Steuer- 
differenz hätten  gleichgeschätzt  werden  können. 

*)  Die  folgenden  Punkte  greifen  zwar  auf  das  Gebiet  der  außer- 
ordentlichen Steuer  hinüber;  um  aber  ein  möglichst  einheitliches  Bild 
von  den  sonderbaren  Zuständen  in  St.  entwerfen  zu  können,  glaube 
ich,  diese  kurze  Ausführung  hier  einschalten  zu  müssen. 
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Landesherr  zu  auserordentlichen  Beden  berechtigt  ist,  auf 
die  drei  bekannten  Eventualitäten,  der  persönlichen  Gefangen- 
s:haft  des  Herzogs,  des  Ritterschlags  der  Söhne,  der  Ver- 
heiratung der  Töchter  beschränkt  sind,  werden  hier  deren 
7 reserviert.  Ja,  es  bleibt  bei  jenen  dreien  nicht  schlechthin 
bei  einer  Reservation,  sondern  der  Graf  fixiert  den  zu  leisten- 
den Betrag  von  vornherein  auf  den  zehnten  Denar  von  jeglichem 
Eesitztume.  Außerdem  steht  ihm  die  Befugnis  zu,  eine  völlig 
vDn  seinem  Belieben  abhängige  Beisteuer  zu  fordern,  wenn  er 
e nen  Kreuzzug  zum  hl.  Lande  oder  gegen  die  Ketzer  unter- 
nehme, ferner  bei  einem  Einfall  der  Feinde  in  seine  Grafschaft 
und  endlich,  wenn  jemand  das  von  ihm  in  Hattem  errichtete 
(asthaus  zerstören  wollte.’)  Diese  weitgehenden  Reservate 
dürfen  bei  Stavern  eben  deshalb  nicht  befremden,  weil  die 
Eigenhörigen  mit  größerer  Willkür  behandelt  werden  konnten 
und  wurden.-) 

ln  den  Erhebungsurkunden  sämtlicher  Städte  — mit 
Ausnahme  von  Stavern  — ist  es  mir  aufgefallen,  daß  die 
Zollsachen  recht  ausführlich,  die  Steuern  dagegen  nur  knapp 
oder  gar  nicht  behandelt  werden.  Auch  daraus  schließe  ich, 
caß  für  die  Städte  die  Steuerverfassung  im  wesentlichen  eine 
Fortsetzung  der  früheren  Verhältnisse  darstellte;  eingehende 
Erörterungen  waren  hier  überflüssig,  zumal  eine  Regelung 
e'st  später  erfolgte. 

Nyhoff  I,  53.  Die  Erhebungsurkunde  von  Stavern  übertrifft 
a le  anderen  Erhebungen  an  Inhalt  bedeutend. 

Merkwürdig  ist  es,  daß  der  Herzog  von  Brabant,  der  damalige 
Lihnsherr  von  Stavern,  ein  und  ein  halbes  Jahr  nach  dem  Datum  der 
Erhebungsurkunde  von  der  Erhebung  selbst  als  einem  zukünftigen  Er- 
e gnisse  spricht.  (Die  Urkunde  über  Stavern  datiert  vom  25.  März 
1298  [Nyhoff  1,  53],  die  Urkunde  des  Herzogs  von  Brabant  aber  erst 
vom  25.  Sept.  1299  [Nyhoff  1,  63.])  Graf  Reinald  scheint  es  also  mit 
der  Realisierung  jener  Urkunde  nicht  sehr  eilig  gehabt  zu  haben.  Ob 
Stavern  überhaupt  Stadt  geworden  ist,  läßt  sich  nicht  nachweisen,  da 
V ir  nachher  nichts  mehr  von  ihr  vernehmen.  Wie  dem  auch  sei, 
Stavern  war  und  blieb  ein  unbedeutender,  grundherrlicher  Ort,  mit 
e ner  unfreien  Einwohnerschaft,  die,  soviel  wir  wissen,  unter  den  Land- 
s änden  nicht  vertreten  war.  Trotzdem  ist  ihre  eigenartige  Verfassung 
s :hr  beachtenswert. 
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Wie  die  einzelnen  Städte  als  Ganzes,  so  sind  auch  die 
Besitzungen  der  Bürger  außerhalb  des  Stadtgebietes  in  ihrer 
steuerrechtlichen  Stellung  von  den  Privilegien  abhängig 
Wenn  wir  für  die  Zeit  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
keine  besonderen  Angaben  für  diese  Verhältnisse  vorfinden, 
so  wird  der  bürgerliche  Außenbesitz  als  städtisches  Areal  be- 


handelt worden  sein.  Die  in  dieser  Beziehung  auf  Seiten  der 
Städte  herrschende  Tendenz  ergibt  sich  am  besten  aus  der 
Betrachtung  der  einzelnen  Vorkommnisse  selbst,  die  uns  von 
ca.  1350  ab  in  größerer  Anzahl  überliefert  sind;  und  zwar 
liegen  die  ausführlichsten  Nachrichten  über  Venlo  vor.  Dieser 
Stadt  wird  1371  vom  Herzoge  Reinald  die  Zusicherung  ge- 
geben, daß  ihr  bürgerlicher  Außenbesitz,  der  von  Reinalds 
Vater  nicht  besteuert  worden  sei,  ebenfalls  von  ihm  nicht 
belastet  werden  sollte.  Er  erklärt  es  für  völlig  frei  von 
Schatting,  Bede  und  Dienst,  falls  die  Bürger  von  ihren  Gütern 
innerhalb  der  Stadt  Steuer  zahlen. D Die  Freistellung  wird 
folglich  nur  unter  dieser  Bedingung  von  Reinald  erneuert. 
Dieser  Modus  muß  zuerst  von  Reinalds  Vater  eingeführt 
worden  sein,  da  die  Erhebungsurkunde  von  Venlo-)  eine 
dahin  lautende  V^erordnung  noch  nicht  enthält.  Der  ünter- 
herr  Johann  von  Bueren  mag  durch  dieses  der  Stadt  zu- 
erteilte Privileg  auch  seinerseits  veranlaßt  worden  sein,  die 
in  seiner  Herrlichkeit  liegenden  Güter  der  Venloer  im  Jahre 
1404  freizustellen.'’)  Der  Herzog  Karl  endlich  bestätigt  1528 
diese  Venloer  Privilegien  und  verspricht,  daß  die  im  Gegen- 


')  Privilegienboek  im  Gemeindearchiv  zu  Venlo.  BI.  IV.  Abdruck 
bei  Nyhoff  II,  183.  Reinald  gelobt,  dat  wy  oen  nyet  schatten  noch 
beden  en  sullen  van  genen  goede,  dat  sy  buyten  haere  Stadt  liggende 
hebben,  dat  by  ons  vaders  tijden  ind  oners  nyet  geschat  noch  gebedet 
en  het  geweest,  ind  alse  onse  voirsc.  Stadt  ind  bürgere  binnen  hoere 
Stadt  ons  schattinge,  bede  off  dienst  doen,  daer  mede  sullen  sy  alles 
anders  dienstes,  schattinge  ind  bede  buyten  haere  Stadt  verdragen  syn 
gelyk  alse  by  ons  vaders  tyd  waren. 

Siehe  oben  p.  38  Anm.  5.  1343. 

®)  Siehe  p.  28.  cf.  M.  Bär.  Urkunden  zur  Geschichte  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  Stadt  Coblenz.  Bonn  1898.  p.  56:  ,Die 
Freiheit  der  Außengüter  wurde  dort  als  „gnade,  freiheit,  herhomen“  be- 
zeichnet.' 
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sj  tze  zu  den  alten  Stockguedern  hinzueruorbenen  neuen  Be- 
sitzungen zwar  Steuer  zahlen,  aber  ihre  frühere  Schatzhöhe 
n cht  übersteigen  sollten.^)  Wir  werden  nicht  fehl  gehen, 
wenn  wir  auf  Grund  dieser  drei  Nachrichten  eine  ununter- 
b ochene  Exemtion  der  Außenbesitzungen  Venlgs  annehmen. 

Die  am  9.  Sept.  1371  an  Venlo  verliehenen  Privilegien 
Oller  Bestätigungen  erhielt  die  Stadt  Goch  mit  denselben 
Worten  am  10.  Oktober  desselben  Jahres  zuerkannt.-;  Eben- 
falls wurde  Roermond  1372  bezüglich  seiner  in  Geldern  oder 
Jülich  gelegenen  Güter  freigestellt, ebenso  Zaltbommel.“*) 
A le  diese  Befreiungen  werden  darauf  abgezielt  haben,  eine 
brreitwillige  und  pünktliche  Steuerleistung  von  den  Gütern 
ir  der  Stadt  selbst  zu  erreichen.  Übrigens  ist  der  den 
Siädten  dadurch  erlassene  Betrag  wohl  kaum  groß  gewesen. 
De  meisten  Besitzungen  lagen  fast  alle  innerhalb  des  Stadt- 
g(  bietes. 

Die  Steuerexemtion  des  Außengutes  war  in  Geldern  aber 
durchaus  nicht  allgemein.  So  beklagte  sich  i.  J.  1497  ein 
Teil  der  Bürger  Gelderns,  daß  ihre  im  Drostamt  gelegenen 
Giter  zu  hoch  besteuert  würden  und  baten,  sie  nach  alter 
Gewohnheit  zu  schätzen.^) 


Priviiegienbuch  im  Gemeindearchiv  Venlo,  Bl.  44.  Karl  bestimmt, 
dct  alle  oer  aide  vry  stockguederen,  die  van  altz  vry  tho  wesen  plegen, 
wi  ir  die  oich  in  onsen  Landen  gelegen  syn,  voirtaen  then  ewigen  daegen 
toi  van  allen  schattingen  ind  ongelde,  gelyk  sy  van  aldts  plegen,  schatt- 
vry  wesen  en  blyven  sullen.  Ind  dat  oer  nywe  aengecqffde  ind  ainge- 
wcrven  guedere,  die  var  data  van  desen  aingecoffi  ind  aengeworven  syn 
ofj  voirtan  werden  moeghen,  die  schatber  syn  ind  pliegen  to  wesen,  niet 
hogher  noch  nieder  mit  onsen  schattinge  off  ongelden  besweert  werden 
SU  len,  dan  dieselve  weeren,  eeher  sy  van  unsen  bürgeren  ind  ingesetenen 
vu^rs.  aengecoff  oft  aengeworven  woerden. 

0 Ny  hoff  II,  196. 

0 Nyhoff  III,  5.  Müller  p.  58.  cf.  p.  40  Anm.  4. 

f Nyhoff  1,  167. 

0 Stadtrechnung  im  Archiv  zu  Geldern  1407.  Item  Biirgemester, 
Sc  ’pen  ind  Rait  aen  Dross  te  kennen  gegeven,  woc  sich  die  burger  ein 
de  l beclagen,  dat  hoir  guedere  in  den  Drossampt  fhogh  geschatt  waren 
im ' mit  hem  gekalt,  dat  men  hoir  guede  geboirlicke  nae  aide  gewoente 
sc)  atten  wolt. 
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Den  Bürgern,  die  ihr  Besitztum  außerhalb  der  Städte 
hatten,  waren  die  AuBenbürger  oder  Pfahlbürger  in  steuer- 
rechtlicher Hinsicht  nahe  gestellt.  Wenn  diese  die  Städte 
aufsuchten,  so  werden  sie  es  neben  Sicherheitsgründen  auch 
deshalb  getan  haben,  um  der  willkürlichen  Besteuerung  der 
landesherrlichen  Beamten  auf  dem  platten  Lande  zu  ent- 
gehen, wo  der  einzelne  Bewohner  isolierter  dastand,  während 
er  in  seiner  Zugehörigkeit  zum  geschlossenen  Stadtbezirke 
einen  festeren  Rückhalt  hatte.  Die  meist  innerhalb  der 

e n u ß e n b Li  r^  e r genossen  städtische  Vor- 
rechte im  Markt  und  Zollwesen,  hatten  dafür  aber  auch 
Dienste  zu  leisten  und  in  und  mit  der  betreffenden  Stadt 
die  Steuer  zu  entrichten.^)  Zu  der  Stadt  Erkelenz  gehörten 
drei  Kirchspiele,  deren  Einwohner  dieselben  Rechte  und 
Pflichten  wie  die  Stadtbürger  besaßen  und  auch  zur  städti- 
schen Steuerzahlung  beitragen  mußten.-)  Zuweilen  ging  die 
Grenze  des  städtischen  Steuerbezirkes  noch  über  die  eigent- 
liche Bannmeile  hinaus.  So  lagen  in  der  Nähe  von  Arnhem 
6 Häuser  nicht  mehr  im  bannissement,  gehörten  aber  trotz- 
dem zum  städtischen  Steuerkörper. ^)  Bezüglich  der  zu 
leistenden  Zahlungen  haben  die  Außenbürger  den  Städtern 
jedenfalls  gleichgestanden,  denn  mit  Ausnahme  Staverns^) 
werden  uns  nirgends  Differenzierungen  mitgeteilt. 

3.  Die  Geistlichkeit. 

Überblicken  wir  die  Nachrichten  über  die  Besteuerung 
dieses  Standes,  so  scheint  es  fast,  als  ob  seine  Exemtion 
eine  prinzipielle  gewesen  wäre.  Bevor  sich  aber  diese  Steuer- 
befreiung zu  einem  Gewohnheitsrechte  ausgebildet  hatte,  ist 
es  den  Landesherrn  gelungen,  mit  der  sich  allgemein  breit- 
machenden Anschauung  von  der  unantastbaren  Sonder- 
stellung des  Klerus  aufzuräumen. 

9 cf.  Liesegang,  Niederrheinisches  Städtewesen,  p.  400  ff. 

9 d.  Maeckl.  Stadtrecht  von  Erkelenz.  Für  den  Genuß  der  Stadt- 
rechte waren  die  ,buytlinge‘  glich  den  ingesetenen  bürgeren  bynnen  der 
Stadt  allewegs  mit  waeken,  braeeken,  schattongen  opgenomen. 

9 van  Hasselt.  .Arnhemsche  Oudheden  IV^  179. 

9 Siehe  oben  p.  19  f. 
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Ob  die  Geistlichkeit  in  der  ältesten  Zeit  auf  Grund  be-  | 

5 onderer  Privilegien  steuerfrei  war,  oder  ob  diese  Freiheit 
bei  der  angesehenen  Stellung,  die  der  Klerus  auch  in  welt- 
lichen Dingen  einnahin,  und  bei  dem  herrschenden  frommen 
Zeitgeiste  als  selbstverständlich  angesehen  wurde,  ist  nicht 
Klar  zu  entscheiden.  Die  Privilegien  sind  gewiß  eben  wegen 
jener  angesehenen  Stellung  verliehen  worden.  Die  Geist- 
lichkeit selbst  hat  im  Laufe  der  Jahrhunderte  die  Befreiungs- 
lendenz  hartnäckig  verfolgt  und  größtenteils  mit  Erfolg  ver- 
wirklicht. Ihre  Auffassung  wird  durch  gelegentliche  Auße- 
lungen  bezeichnend  charakterisiert.  Papst  Innocenz  IV., 
der  das  Kloster  Grafenthal  1250  unter  seinen  Schutz  nimmt, 
drückt  sich  noch  gelinde  aus,  wenn  er  die  Steuerbefreiung 
dieses  Klosters  angemessen  nennt.^)  Viel  krasser  urteilen 
«^oelestin  II.  und  Gregor  IX.,  die  in  den  an  Kloster  Kamp  j 

( rteilten  Privilegien  von  einem  ,non  tenemur‘  sprechen.^)  1 

Ausdrückliche  Befreiungen  werden  uns  aus  der  Früh-  j 

])eriode  der  Steuerentwicklung  ziemlich  zahlreich  mitgeteilt. 

Die  älteste  Exemtion  ist  die  der  Kamper  Güter  zu  Bracht 
,220.'^)  Das  Kloster  selbst  wird  damals  jedenfalls  Freiheit 
besessen  haben,  denn  bereits  1230  werden  seine  Privilegien 
bestätigt.-*)  Allerdings  hat  gerade  Kamp  auf  die  Abgabe- 
Ireiheit  oft  verzichtet,  wenn  es  nur  unter  dieser  Bedingung 
; geschlossene  Besitzungen  erwerben  konnte.'')  So  hat  es  z.  B. 

’^on  einem  Hause  in  Duisburg,  das  es  zum  Geschenk  erhielt, 


*)  Schölten,  Grafenthal  1250.  Praeterea  omnes  libertates  et  immu- 
1 litates,  a predecessoribus  nostris  Romanis  pontificibus  ordini  vestro 
lOncessas  nec  non  libertates  et  exemptiones  secularium  exactionum  a re- 
jibus  vel  principibus  vel  aliis  fidelibus  rationab  iliter  vobis  indultas 
nuctoritate  apostolica  confirmamus. 

-)  van  Laak,  Kloster  Kamp.  Rheinberg  1904,  p.  30  f.  de  bonis 
.nobilibus  vel  immobilibus,  quae  donant  fideles,  non  tenemur  cuiquam 
aliquam  solvere  portionem. 

b Sloet  231. 

Sloet  528.  de  cetero  ab  exactione  et  omni  jure  nobis  attinente 
, int  libera. 

van  Laak,  I.  c.  p.  31. 
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wie  die  anderen  Bürger  Steuer  gezahlt.  *)  Die  außerhalb  der 
Immunität  gelegenen  Hospitien  der  Emmericher  Kanoniker 
werden  1233  von  aller  Schatzung  befreit.  **)  Hermann  von 
Loon  exiniiert  1235  mehrere  Höfe  des  Klosters  Bethlehem ; D 
ebenso  werden  die  Cisterzienser  zu  Roermond  bezüglich 
eines  angekauften  Waldes  1251  freigestellt p)  — dieser  war 
also  vorher  schatzpflichtig  — , ebenso  das  Kloster  St.  Maria 
zu  Utrecht  für  mehrere  Höfe  auf  der  Veluwe.  Den  Charakter 
geistlichen  Besitztums  trugen  auch  gewisse  Hospize,  so  das 
Haus  ,Zum  hl.  Geist*  in  Zütphen,  welches  1285  für  zwei  ge- 
kaufte Äcker  steuerfrei  wurde.  '*) 

Um  diese  Zeit  brechen  die  Nachrichten  über  die  Steuer- 
befreiungen plötzlich  ab.  Aus  dem  ganzen  14.  und  15.  Jahr- 
hundert ist,  so  viel  ich  sehe,  keine  Befreiung  vom  Landes- 
herrn ausgegangen.  Wohl  eximierte  der  Unterherr  Otto  von 
Kuyk  1325  einige  Güter  des  Klosters  Grafenthal').  Der 
Herzog  Karl  schenkt  i.  J.  1532  dem  Kloster  Sandt  bei 
Straelen  Gemeindegrund  schadtvrij  ind  dinstvrij.^)  Aber  als 
Begründung  dieser  Exemtion  wird  nicht  etwa  der  Übergang 
an  den  geistlichen  Besitzer,  sondern  armoidt,  schade  ind  lasten 
angeführt,  unter  denen  das  Kloster  in  den  letzten  Jahren 
sehr  gelitten  hatte.  In  gleicher  Weise  erhielt  das  Kloster 
zu  Wachtendonk  1520  30  Morgen  Ackerland  „om  grote 
noitsaken  willen“  zu  steuerfreiem  Besitz.^)  Der  Landesherr 
hat  es  also  für  nötig  erachtet,  sein  Verhalten  in  jedem  Falle 
zu  begründen,  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  daß  der  Geist- 


0 van  Laak,  1.  c.  u.  Lacomblet  II,  202. 

*)  Müller  p.  62.  Hospicia  autem,  que  canonici  Embricenses  extra 
emunitatem  habuerint,  in  quibus  habitent  farniliae  eorum,  ...  ab  omni 
exactione,  taxatione  seu  quocumque  servicio  civili  libera  esse  debent. 

3)  Sloet  576. 

*)  Sloet  731  bis.  Ab  omni  onere  exactionum. 

Charterboek  No.  83;  1256. 

®)  Sloet  1086.  ab  exactione  denariorum,  qui  vulgaritur  dicuntut 
vrigelt,  et  ab  omni  exactione  eximus. 

')  Schölten,  Grafenthal,  Urkunde  149. 

0 Zeitschrift  , Niederrhein*  1878,  p.  51.  Urkunde  de  1532,  Nov.  ll- 

0 Protokollbuch  der  Stadt  Wachtendonk. 
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1 chkeit  als  solcher  die  früher  fast  selbstverständliche  Stel- 
lung genommen  war. 

Gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  ist  eine  andere  Strö- 
mung in  der  landläufigen  Auffassung  von  der  Besteuerung 
< es  Klerus  eingetreten.  Diese  aus  dem  Schweigen  der  Quellen 
geschlossene  Annahme  findet  einen  Stützpunkt  in  einer 
^ ■ erordnung,  die  der  Landesherr  i.  J.  1287  an  das  Kloster 
der  Cisterzienser  in  Roermond  erläßt.  Dieses  Kloster  wird 
‘teuerfrei  für  den  Hof  Berkeier  zu  Echt.  Hier  wird  aber 
5 um  ersten  Male  die  Klausel  hinzugefügt,  daß  alles  Gut, 
>;as  von  jetzt  an  durch  Kauf  oder  Schenkung  hinzuerworben 
würde,  von  dieser  Exemtion  ausgeschlossen  sein  solle;’)  die 
( rsten  Anfänge  der  Reaktion  kommen  hier  zum  Durchbruch. 
Dem  Landesherrn  wurde  es  klar,  daß  der  Klerus  der  größte 
i Grundbesitzer  war,  und  daß  er  sich  mehr  und  mehr  be- 
mühte, sein  Besitztum  zu  erweitern.  Nach  der  bisherigen 
Auffassung  wurde  der  Neuerwerb  steuerfrei,  und  deshalb 
mußte  auf  diesem  Wege  die  Steuerkraft  des  Landes  erheb- 
lich erlahmen.  So  finden  wir  von  dieser  Zeit  an  die  Klagen 
der  Herzöge  sich  häufen,  daß  sie,  wie  es  typisch  heißt,  ihre 
,schattongen  en  gemeinen  landdienst  Verliesen“.-) 

üm  ihrer  neuen  Auffassung  allgemein  Anerkennung  zu 
' 'erschaffen,  gehen  die  Landesherrn  anfänglich  mit  einer  ge- 
wissen Zurückhaltung  vor.  Denn  da  ein  plötzliches,  radi- 
kales Durchgreifen  in  der  Form  einer  Privilegiensuspension 
entschieden  verfehlt  gewesen  wäre,  weil  sich  der  alte  Brauch 
doch  zu  tief  eingewurzelt  hatte,  so  suchte  man  auf  allen 
möglichen  Umwegen  die  neuen  Pläne  durchzuführen.  Der 
iiächstliegende  Modus  war  der,  dasjenige  Gut,  was  die  Geist- 
lichkeit zu  ihrem  Stammbesitze  in  Zukunft  hinzuerwirbt,  der 


‘)  Sloet  1123  bis.  cf.  Müller  p.  61.  Berkeier  ist  frei,  hoc  excepto, 
tmod  predicte  persone  abbatissa  et  conventus  a tempore  presenti  in 
} osteruni  aliqua  bona  sibi  precio  non  comparent  aut  aliquo  titulo  dona- 
\ionis  seu  alio  sibi  attrahant  vel  usurpent,  ratione  quorurn  exactiones 
< ea  precarias  aut  servicia  nobis  aut  nostris  successoribus  persoluere  aut 
j acere  teneant. 

*)  Groot  Geldersch  Placaatboek.  Appendix  1,  168.  cf.  p.  30, 
onm.  1.  p.  32,  Anm.  1. 
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Steuerpflicht  zu  unterwerfen  respektive  seine  Besteuerung 
weiterhin  bestehen  zu  lassen.  Dieses  Mittel  ist  denn  auch 
faktisch  zuerst  angewandt  worden.  ’)  — Sehr  zahlreich  und 
verschiedenartig  sind  die  Bestimmungen,  die  der  schwer  be- 
drängte Herzog  Arnold  (1423-1472)  erläßt.  Er  sieht  sich 
dazu  gezwungen,  da  die  beständigen  Kämpfe  besonders  mit 
Adolf  von  Berg  seine  gewöhnlichen  Finanzquellen  versiegen 
ließen.  Zudem  leistete  er  der  bedrückten  Bevölkerung  an 
außerordentlichen  Bedeforderungen  schon  mehr  als  genug, 
und  deshalb  versucht  er,  den  Klerus,  besonders  die  Stifter 
und  Klöster  zu  besteuern.  Ganz  konsequent  ist  er  allerdings 
nicht  vorgegangen,  denn  er  befreite  z.  B.  1472  den  von  dem 
Karmeliterkloster  zu  Geldern  1440  gekauften  Hof  Rosendael 
bei  Reurdt  von  Diensten,  Schattingen  und  Beden.  Q Von 
diesem  Gute  mußten  offenbar  bis  dahin  Steuern  bezahlt 
werden.  Das  1430  gegründete  Tertiarierinnenkloster  zu 
Wachtendonk  muß  von  einem  von  Wilhelm  von  Nortfeld 
i.  J.  1435  geschenkten  Hofe  Steuer  bezahlen  Q.  — Diese  Tat- 
sachen lassen  sich  auf  einen  Landbrief  von  1429  zurück- 
führen, in  dem  gesagt  wird,  daß  die  Stiftsgüter  in  Schatting- 
sachen  gerade  so  behandelt  werden  sollen,  wie  die  anderen 
weltlichen  oder  geistlichen  Güter  ^).  Wenn  der  Herzog  hier 
auch  unbestimmt  spricht  — er  wird  es  aus  Klugheitsrück- 
sichten getan  haben,  da  er  noch  am  Anfänge  seiner  Regie- 
rung stand,  — so  werden  die  Adressaten  doch  imstande 
gewesen  sein,  mit  Zugrundelegung  bereits  vorhandener,  be- 
stimmter Verordnungen,  die  sich  auf  den  geistlichen  Guts- 
erwerb bezogen  haben  mögen,  diese  Anweisung  zu  verstehen 
und  danach  vorzugehen.  Das  Fehlen  der  Exemtionsnach- 

k Siehe  Hof  Berkel  p.  28. 

.Aktenstück  im  Archiv  des  Schlosses  Haag  bei  Geldern  de  1472. 

Steuerquittungen  im  Privatbesitz. 

9 G.  A.  Arnhem.  Copial  12.  Jahr  1429.  Item  van  der  schat- 
tingen  der  stichtschen  gueden  in  onsen  lande  gelre  gelegen  sal  men 
halden  ende  ene  ygeliken  (?)  gesehen  laten,  als  eenen  anderen  geistlichen 
en  wereltliken  duet,  boven  en  bene  den  hoen  geseten.  desgelyx  sal  men 
onsen  ondersaten  in  den  Sticht  ouch  doen  en  men  sali  nymants  goet 
toeslaen. 
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richten  aus  dem  14.  Jahrhundert  läßt  mit  großer  Wahrschein- 
lichkeit die  Existenz  entgegengesetzter  Verordnungen  vermuten. 

Die  anfänglichen  Erlasse  Arnolds  haben  scheinbar  sehr 
wenig  gefruchtet,  da  er  sich  1441  zu  der  Aufforderung  ge- 
nötigt sieht,  daß  die  Amtleute  die  Güterervverbung  der  Klöster 
möglichst  verhindern  sollten. D Aber  auch  diese  für  die  An- 
schauungen der  damaligen  Zeit  sehr  weitgehende  Bestim- 
mung hat  jedenfalls  nur  relativen  Erfolg  gehabt.  Die  Zu- 
wendungen und  Vererbungen  an  die  Klöster  haben  nie  ganz 
aufgehört.  Deshalb  muß  der  Herzog  andere  Mittel  und 
Wege  ersinnen ; er  verfiel  auf  den  Plan,  den  Besitz  des  durch 
die  Klöster  erworbenen  Gutes  zeitlich  zu  begrenzen.  Ein 
Schreiben  dieses  Inhaltes  erläßt  er  1443  an  Johann  von 
Broeckhuysen,  Vogt  zu  Goch.-)  Zunächst  schlägt  er  den 
'Amtleuten  gegenüber  einen  schärferen  Ton  an  und  gibt 
hnen  ausdrücklich  Befehl,  die  Klöster  nicht  länger  in  dem 
Nutzungsrechte  der  an  sie  gekommenen  Güter  zu  belassen, 
ils  ihre  Besitzer  im  Orden  leben;  nach  deren  Tode  sollen 
de  wieder  an  die  rechten  Erben  zurückfallen;  diese  Maß- 
*egeln  sollen  so  lange  zu  recht  bestehen,  bis  neue  erlassen 
verden.  Gegen  Ende  seiner  Regierung  (1472)  ändert  er 
n einem  ausführlichen  Schreiben  den  erwähnten  Modus 
ur  Roerrnond  dahin  ab,  daß  die  Klöster  ein  Jahr  lang  nach 
lern  Tode  des  Eigentümers  das  Gute  nutznießen  dürfen.'*) 
Nach  dieser  Frist  fällt  es  den  Erben  oder  Anverwandten 
wieder  zu,  ohne  daß  diese  dafür  einen  Betrag  zu  entrichten 
laben,  üm  eine  Umgehung  dieser  Bestimmungen  auszu- 
ochließen,  wird  untersagt,  die  Güter  vor  dem  Rückfalle  ander- 
weitig zu  veräußern,  ln  Monfort  dürfen  die  Klöster  von 

Nyhoff  IV,  198.  Voirt  soe  als  die  geistUke  lüde,  bynnen  ende 
( Uten  lants  geseten,  en  wyl  tyts  herwärts  trefflihe  renden  en  guede  in 
< nsen  lande  gekoft  hebben  ende  die  renten  ende  guede  eweliken  an  der 
geistlichkeit  blyven,  dair  mede  onse  dienst  gemynret  ende  onse  onder- 
i aten  vergenclich  werden,  dair  aff  is  men  averkomen,  dat  sulix  voirtmere 
t yet  geschien  en  sal  ende  sullen  bestellen  alrewegen  an  onse  amptlude, 
c ’at  sy  dair  auer  nyet  en  stain ; deden  sy  dair  en  bauen,  dat  en  sal 
eich  van  egeenre  werden  syn. 

*)  Beilage  1.  — Beilage  2. 
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Roermond  mit  ausdrücklicher  herzoglicher  Erlaubnis  Güter 
ankaufen.  - Nur  ganz  besondere  Gründe  veranlaßten  den 
Landesherrn,  diese  Verordnungen  nicht  zu  berücksichtigen. 
So  eximierte  er  i.  J.  1448  den  Konvent  der  reguliere 
kanoniken,  genannt  Hieronymuskloster  in  Roermond,  mit  der 
ausdrücklichen  Begründung,  daß  es  noch  arm  und  im  ersten 
Entstehen  begriffen  sei;  er  gestattete  ihm,  zu  dem  jetzigen 
Besitze  noch  soviel  anzukaufen,  bis  es  ein  Jahreseinkommen 
von  400  alten  Schilden  erreiche.*) 

Arnolds  Rivale,  der  Herzog  Adolph,  klagt  nicht  weniger 
über  Schattingsverluste.-)  Er  führt  zur  Abhülfe  dieses  Übels 
den  Modus  ein,  daß  er  für  die  Gutserwerbung  durch  ein 
Kloster  eine  bestimmte  Summe  erheben  läßt.**) 

Ungeachtet  der  bisherigen  Ordnung  machte  Karl  der 
Kühne  (1473 — 77)  den  radikalen  Versuch,  fast  alle  Kirchen- 
güter zu  besteuern.  Zu  dem  Zwecke  ließ  er  die  Einkünfte 
der  sämtlichen  Güter,  die  seit  60  Jahren  im  Besitze  des 
Klerus  waren,  katalogisieren.'*)  Ob  er  damit  einen  durch- 
schlagenden Erfolg  erzielte,  ist  sehr  fraglich.  Jedenfalls 
wurden  mit  dem  Ende  seiner  Regierung  auch  diese  kühnen 
Versuche  hinfällig,  denn  unter  Karl  von  Egmond  (1492-1538) 
werden  wiederum  Klagen  über  die  Steuerverkürzung  laut. 
Der  Herzog  beschränkt  1492  die  Nutznießung  der  Klöster 
sehr:  Das  Gut  soll  nur  1 Jahr  nach  der  Erwerbung  oder 
dem  Eintritte  des  Besitzers  in  den  Orden  dessen  Eigentum 
bleiben  und  dann  an  die  Roermonder  Bürger  zurückfallen.^) 
Vier  Jahre  später  beklagt  sich  Karl  wiederum  über  die 

*)  Sivre,  Inventaris  van  het  oud  Archief  der  Genieente  Roerrnond 
1869.  p.  192. 

*)  Siehe  p.  28,  Anm.  2. 

Rechnung  des  Amtes  Straelen  de  1473.  Mertens  Butkens  hat 
sein  Gut  den  Carthäusern  in  Roerrnond  vererbt.  ,Item  van  Carthusern 
van  Ruremonde  . . want  van  myns  gnedigen  heren  bevelle  is  geweest, 
gheen  guyt  in  die  geistlichkeit  to  laten  cornen,  daer  van  genonien 
V rhinsche  gülden! 

•*)  van  Leeuwen,  Batavia  illustrata.  CXI,  p.  594. 

0 3.  Maeckl;  Stadtrecht  von  Erkelenz,  Geire  Vlll,  p.  431.  Durch 
den  Rückfall  wurde  das  Gut  selbstverständlich  wieder  steuerpflichtig, 
wenn  kein  weiteres  Privileg  erteilt  w'urde. 
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sii  kenden  Schattingseinkünfte.^)  Als  Strafe  für  die  Über- 
tretung dieser  Bestimmungen  ordnet  Karl  1538  an,  daß, 
we  nn  ein  Kloster  ein  Gut  ohne  seine  ausdrückliche  Erlaubnis 
kaufte,  dieses  Gut  ihm  selbst  verfallen  sein  soll.^) 

In  späteren  Jahren  dieses  Zeitabschnittes  wurde  es  immer 
sc  iwerer,  zwischen  dem  alten  Gute  der  Klöster  und  dem 
hi  izuerworbenen  Besitztume  eine  Grenze  zu  ziehen.  Das 
alte  Gut,  das  sich  zusammensetzte  aus  dem  ursprünglichen 
Btsitztume,  dann  aus  dem,  was  die  Geistlichkeit  vor  den 
Gegenverordnungen  der  Landesherrn  erworben  und  endlich 
ai  s dem,  was  mit  Erlaubnis  des  Herzogs  an  sie  gefallen 
wir,  stand  in  der  allgemeinen  Auffassung  als  unantastbar 
in  Steuersachen  da.  In  unserem  Territorium  heißt  es 
„gemortificeert  guet‘\^)  Seine  sichergestellte  Exemtion  hat  die 
K öster  gewiß  manchmal  verleitet,  dieses  oder  jenes  Gut  als 
g(  mortificeert  hinzustellen,  ohne  Beweise  zu  erbringen.  Eben 
diese  werden  in  späterer  Zeit  von  den  Herzogen  mit  recht 
gefordert.  Gemäß  einer  Verordnung  von  1560  mußte  be- 
w esen  werden,  unter  wessen  Gebiet  das  Kloster  gehöre,  wer 
die  Mortifikation  vollzogen  habe  etc.  Konnten  diese  Beweise 
n cht  erbracht  werden,  so  wurde  das  betreffende  Gut  be- 
steuert.^) Es  handelt  sich  auch  hier  nicht  um  eine  prinzipielle 

’)  Gemeindearchiv  Venlo.  Privilegienbuch  BI.  17:  ind  want  wy 
di'n  dairby  an  unsen  dienst,  schattingen  ind  beden  merckelicke  inne  ver- 
hvidert  ind  verkort  werden,  als  ghy  selff  avail  [?]  kont  bekennen  . . ., 
s(  sollen  sie  (Klöster)  keine  Güter  und  Renten  kaufen. 

'^)  Lacomblet  IV,  537 : ind  ind  gevall  dacr  en  bauen  geschege  ind 
b(  uen  sieget  ind  brieve  auch  geschyet  were,  sullen  alsdan  alsuleke  gueder 
Ol  setn  g.  h.  vurgeroert  oeren  f.  g.  eruen  ind  nacomelingen  ervallen  syn. 

A.  Meister.  Schatzbuch  der  Mark  vom  Jahre  1486,  p.  12,  37 : 
„.nortificierf^  [Quellen  u.  Tabellen  zur  Wirtschaftsgesch.  der  Grafschaft 
A ark.  Dortmund  1909].  Bei  uns  zuerst  i.  J.  1396.  van  Hasselt,  Arn- 
h unsche  Oudheden  II,  p.  80.  - Restantenliste  de  1466  in  R.  G.  Arnhem. 
Djr  Pastor  von  Nykerck  braucht  von  dem  Ncckenvelde  nicht  zu  zahlen, 
weil  es  ,gemortificeert  guef  ist. 

G.  A.  Arnhem.  Chronik  van  Zutphen.  2,  L.  K.  f-  285:  Wanneer 
n en  gemortificeerde  guederen  seggen  wylle  toe  syn,  dat  sal  men  bewysen 
nit  bigeuen  des  Bischofs,  daer  ein  Kerk,  kloster,  prebenden  onder  gelegen 
s m,  dat  et  corpiis  is,  daer  idt  yest  op  gescheit  (?)  is ; kan  men  dat  niet 
b’wysen  mit  segele n offt  brieven,  ind  nae  daer  in  gekoft,  gegeven  offte 
g ’erfft  sy,  soe  en  is  das  gheen  mortificeert  gueth. 
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Ausnahmestellung,  sondern  um  eine  Anschauung,  die  sich 
erst  im  Laufe  der  Zeit  soweit  entwickelt  hat. 

4.  Verschiedene  Gruppen  Steuerpflichtiger. 

Außer  den  bisher  behandelten  Steuersubjekten  gibt  es 
noch  verschiedene  Klassen  von  Personen,  die  eine  mehr  oder 
weniger  bedeutende  Sonderstellung  in  Steuersachen  einge- 
nommen haben  und  die  sich  schwerlich  unter  einen  gemein- 
samen Begriff  bringen  lassen. 

An  erster  Stelle  sind  die  Wildförster  und  Pfandführer 
zu  nennen.  Jene  hatten  die  Aufsicht  im  Wildbannbezirke 
und  die  sonstigen  Pflichten,  die  mit  der  Jagd  in  Zusammen- 
hang stehen.  Diese  Stellung  ist  auf  ihre  Steuerpflicht  von 
Einfluß  gewesen.  Da  in  der  unruhigen  Zeit  des  Venloer 
Traktates  eine  außerordentliche  Steuer  der  anderen  folgte, 
so  haben  die  Wildförster  sich  auf  ihre  alte  Freiheit  von  der 
Steuerzahlung  berufen  und  diese  auch  auf  die  außerordent- 
liche ausdehnen  wollen.  Deshalb  sind  aus  verschiedenen 
Orten  gelegentlich  außerordentlicher  Bedeforderungen  An- 
fragen laut  geworden,  wie  die  Wildförster  zu  behandeln  seien. 
Der  Schulte  von  Bernefeit  auf  der  Veluwe  antwortet  1545 
auf  eine  solche  Anfrage,  ob  die  Wildförster  von  allen 
Schattingen  frei  seien,  daß  sie  von  allen  üngeldern  und 
Schattingen  eximiert  zu  sein  pflegten,  daß  sie  dagegen  in 
die  eingewilligten  Beden  beitragen  müßten.  E'  Ähnliche  Ent- 
scheidungen werden  auch  aus  Geldern  und  Putten  “)  gemeldet. 


’)  R.  G.  Arnhem.  Tertius  über  copiarum  f.  CXLIIl  . . . da  ich  u 
int  gultlich  to  kennen  geve,  wie  dat  selve  wiltforsten  ind  Pantfährer  in 
onsen  arnpten  von  Bernefeit  van  allen  ongelden  in  schattingen  plege  vry 
gehalden  warden,  behelteliken  tot  de  groote  ingewilligde  penningen,  die 
die  Bannerheren  und  steden  der  Lantschappen  bewilligen  ind  overgeven 
ind  oich  mede  sul  nest  [?]  to  contribueren  hebben  moeten,  daer  bynnen 
die  Wiltforster  und  Pantfährer  nae  ide  oer  mede  to  gesath  . . . 

•-)  R.  G.  Arnhem  a.  a.  0.  Auf  des  Kommissars  Gerhard  Renay 
Beschwerden  wird  geantwortet,  daß  ,die  Pantfuerer  in  Gelre  anders  niet 
besweert  wurden,  sie  plegen  vry  toe  syn  mit  schattonge  van  kleine  schat- 
tongef  und  in  Putten  sind  sie  frei  ,van  allen  ongewoentlicken  verenigen 
Clockenslagen',  zahlen  aber  Herrengulden  und  Pontschatting  (s.  unter 
.Außerordentl.  Steuer.  Kapitel  I,  Abschnitt  2). 

Plön  OS,  Die  dirokten  Stnatssteuern. 
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Mt  den  Wildförstern  stellen  die  Pandführer  auf  einer 
St  .ife.  ’) 

In  den  Städten  unseres  Territoriums  spielten  die  Ge- 
se.lschaften  der  Lombarden  eine  große  Rolle.  Sie  hatten 
vcrzüglich  den  Geldhandel  mit  dem  Auslande,  besonders  mit 
Itclien  in  Händen  und  haben  als  Banquiers  die  Landesherren 
verschiedentlich  aus  Geldverlegenheiten  gerettet.  Aus  diesen 
beiden  Gründen  wurden  ihnen  besondere  Vorrechte  zuteil, 
6\i  hauptsächlich  in  Schutzbriefen  und  Steuerbefreiungen 
bestanden.  Nach  der  ältesten  und  zugleich  ausführlichsten 
Nachricht  vom  Jahre  1332  erhielten  die  toskanischen  und 
lo  nbardischen  Kaufleute  der  Stadt  Geldern  von  Graf  Reinald 
unter  anderem  Freiheit  von  der  gewöhnlichen  Bede.  -)  — 

Eine  eigenartige  Kategorie  von  Steuerzahlern  begegnet 
uns  in  den  otiosi  homines;  merkwürdigerweise  finden  sich 
di2se  aber  nur  in  Straelen.  Aus  den  Vorgefundenen  Schat- 
tiiigslisten^O  ist  ersichtlich,  daß  sie  zur  ordentlichen  und 
ai  ßerordentlichen  Bede  beigetragen  haben.  Müßiggänger 
und  Lediggänger  im  schlechten  Sinne  können  es  nicht  ge- 
wesen sein,  wenigstens  nicht  alle  genannten  Personen.  Es 
wird  z.  B.  genannt:  vroiiwe  van  Venlo\  d.  i.  die  Vor- 

steherin des  dortigen  Klosters  Trans  Cedron.  An  eine  Art 
Jimggesellensteuer  ist  ebenfalls  nicht  zu  denken.  Dagegen 
sprechen  einerseits  Namen  wie  Iwaens  wyff,  Wilh.  Kynds 


n Pandführer  = Pfandführer,  Leute,  welche  das  Pfändungsgesdiäft 
in  Händen  haben. 

R.  G.  Arnhem  1.  c.  f.  CXLIIII  aus  Appeldoorn:  welche  moeten 

gihalden  worden  gelich  den  wiltvorsten. 

2)  Nyhoff  1,  266.  Et  promittimus  eisdeni  . . . manutenere  et  defen- 
dt  re  dictos  mercatores  eorumque  socios  et  familiarn  libere  et  absque  omni 
e)i  actione  per  totuni  dominium  seu  comitatum  nostnim  . . . nec  ab  eis 
a\  ’.t  ab  aliquo  eorundem  aliquid  aliud  infra  dictum  decem  annorum  spatium 
e!  igemus,  ita  quod  dicti  mercatores,  eorum  socii  et  familiae  nec  talliam, 
SiOtum,  precarias  nec  accisam  portabunt,  sustinebunt  aut  solvent  . . . 

n si  manifestum  fecerint  foref actum. 

®)  a)  van  Doorninck.  Schatting  van  1369  voor  Overquartier  en 
B ;tuwe.  — b)  Originalcedul  von  Straelen  de  1401  in  Privatbesitz,  do. 
c'  Pontschattingszedul  de  1516  (Original). 

“)  von  Below.  Staatssteuer  in  dülich-Berg  111,  2,  p.  54. 
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dochter  etc.  Zudem  wäre  es  sonderbar,  daß  gerade  in  Straelen 
allein  eine  Junggesellensteuer  existiert  haben  sollte,  während 
eine  solche  im  übrigen  nördlichen  Herzogtume  nicht  bekannt 
ist.  Wohl  hat  eine  ausgesprochene  Steuer  dieser  Art  in  dem 
ganz  im  Süden  gelegenen  Erkelenz  bestanden.  Das  Stadt- 
recht enthält  nämlich  vom  Jahre  1300  den  Satz;  liaistoldi 
solüunt  I libram. ')  Dabei  ist  aber  auch  hier  zu  erwähnen, 
daß  die  Stadt  Erkelenz  ein  eigenes  Gewohnheitsrecht  besaß. 
Hieraus  ist  der  lokal  beschränkte  Charakter  der  Junggesellen- 
steuer in  Geldern  einleuchtend. — Otiosi  im  Sinne  von 
Rentner  halte  ich  ebenfalls  für  nicht  recht  haltbar.  Denn 
die  zu  entrichtenden  Beträge  sind  zu  niedrig,  — die  Mehr- 
zahl gibt  die  Mindestquote.  — ln  diesem  letzten  Verzeich- 
nisse werden  unter  der  Rubrik  otiosi  mit  anderen  der  Pastor, 
dann  fünf  Bruderschaften,  die  vrouwe  van  Venlo  genannt. 
In  wiefern  diese  aber  mit  otiosi  bezeichnet  werden,  ist  mir 
nicht  klar  geworden.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  mit 
otiosi  solche  Leute  bezeichnet  wurden,  diezwar  persönlich 
nichts  aus  ihrem  Besitztum  herauswirtschafteten,  keine  Eigen- 
wirtschaft betrieben,  die  aber  bezüglich  ihrer  Liegenschaften 
der  Besteuerung  unterworfen  waren. 


Kapitel  111. 

Art  und  Höhe  der  Steuer. 

Bei  dem  durchaus  ländlichen  Charakter  unseres  Terri- 
toriums kommt  als  Steuerobjekt  in  erster  Linie  der  Grund 
und  Boden  in  Betracht.  Wenn  die  Objekte  in  den  Steuer- 
listen angeführt  sind,  was  übrigens  nur  selten  der  Fall  ist, 
so  heißen  sie  bona  oder  häufiger  ,guet‘.  Diese  allgemeinen 
Bezeichnungen  besagen  nicht,  ob  nur  Grund  und  Boden  oder 
ob  auch  die  Gebäude  in  Betracht  kamen.  Zwar  deutet,  wenn 
auch  nicht  mit  Sicherheit,  die  Beifügung  des  Wortes  hof 


q Maeckl.  Das  Erkelenzer  Stadtrecht.  Gelre  V'lll,  p.  324. 
0 Siehe  oben  p.  16  f. 
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auf  eine  Besteuerung  der  Häuser  mit  hin.  Wenn  1403  der 
Klosterhof  zu  Daymstorp  von  der  Steuer  eximiert  wird  und 
1410  alles  dazu  gehörige  Land^),  so  setzt  dieser  Umstand 
d e Besteuerung  der  Wohn-  und  Ökonomiegebäude  voraus» 
ebenso,  wenn  das  Schatzverzeichnis  von  1369  für  Roer- 
nond-)  das  „hus“  als  Objekt  ausdrücklich  anführt.  Dieses 
k inn  mit  gutem  Rechte  auch  auf  die  Besteuerten  in  den 
S ädten  übertragen  werden,  bei  denen  kein  Objekt  angeführt 
ist.'^)  Eine  Gewerbesteuer  hat  es  bei  uns  nicht  gegeben,  da 
ich  die  allerdings  häufige  Beifügung  des  Handwerks  für 
uertlos  halte.Ö  Noch  heute  klingt  im  Kreise  Geldern  mancher 
Name  im  Volksmunde  nicht  vollständig,  wenn  das  Handwerk 
dis  Betreffenden  nicht  hinzugesetzt  wird.  Auch  die  Gewerbe- 
tieibenden  sind  nach  der  Größe  ihres  Besitztums  an  Haus 
u id  Grundstücken  zur  Steuer  verpflichtet  gewesen.  — Außer 
ii  den  Städten  sind  auch  auf  dem  platten  Lande  die 
Häuser  mit  taxiert  worden.  Im  Jahre  1532  beklagt  sich  Pont 
bn  Karl  von  Egmond,  daß  15  Feuerstätten  zur  Herrlich^ 
knt  Walbeck  geschlagen  seien;  trotzdem  war  Pont  in 
derselben  Steuerhöhe  stehen  geblieben  und  deshalb  bat 
e>,  Walbeck  möge  die  Steuer  dieser  abgetrennten  Teile 
übernehmen.^) 

Die  Existenz  einer  Personalsteuer  halte  ich  für  ausge- 
s:hlossen,  obschon  einiges  dafür  zu  sprechen  scheint;  z.  B. 
gelobt  Graf  Otto  dem  Hofe  zu  Biederen  im  J.  1269,  weder 
die  Güter  noch  die  Personen  besteuern  zu  wollen.")  Diese 
Trennung  ist  aber  m.  E.  nichts  weiter  als  eine  pleonastische 
i^usdrucksweise.  Ebensowenig  kann  man  aus  der  Anführung 
der  öytheemischen  in  den  Schattingslisten  eine  Personal- 

h Bösken.  Herrlichkeit  Alpen:  Jost,  Rhein,  (ieschichtsblätter  I,  242. 

■-)  van  Doorninck.  Schatting  van  1369.  ,hüs‘  kommt  8mal  vor. 
ln  den  Städten  kamen  doch  fast  nur  die  Häuser  und  dann  die 
C ärten  in  Betracht. 

■*)  van  Doorninck.  Schatting  voor  de  Veliiwe  enthält  zahlreiche 
Beispiele:  p.  3.  Arnaut  die  vogheler  1 Pfd.  Liefgher  die  pelser  11  Pfd, 
p 4.  Wilhelm  die  scoemaker  10  S.  Wychrnann  die  rademaker  etc. 

“j  Akt.  im  Archiv  zu  Geldern  de  1532. 

•>)  Lacomblet,  N.  U.  B.  11,  596.  ,neque  in  bona  neque  in  hominesJ 
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Steuer  folgern. U Dieses  waren  jedenfalls  solche  Leute,  deren 
Grundbesitz  zwar  in  dem  betreffenden  Bezirke  lag,  die 
aber  selbst  in  einem  anderen  Amte  ansässig  waren.  Ge- 
nauere Angaben  als  in  Geldern  finden  sich  in  Nachbar- 
territorien.‘Ö  — Der  einzigartige  Fall  einer  Zehntbesteuerung 
findet  sich  wieder  nur  in  Erkelenz. Ö 

Die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  ist  nach  Morgen 
vorgenommen  worden.  Das  schatzbare  Artland  von  Wachten- 
donk betrug  1429  1610  Morgen. Ö Davon  gehörten  den 
Stadtbewohnern  245  Morgen;  die  Zahl  der  steuerpflichtigen 
Büsche  umfaßte  311  Morgen;  also  wurde  nicht  nur  das 
Kulturland  geschätzt,  sondern  auch  die  Unkultur.  Wenn  als 
Steuereinheit  der  Morgen  angegeben  wurde,  so  darf  man 
doch  nicht  annehmen,  daß  ein  Morgen  das  Minimum  des 
Schatzlandes  war,  vielmehr  zahlten  manche  Bewohner  von 
Wachtendonk  auch  von  V2  Morgen  ihre  Quote.  Die  Be- 
steuerung solcher  kleinsten  Liegenschaften  wird  besonders 
in  den  Städten  zahlreich  in  Betracht  gekommen  sein. 

Bei  der  Besteuerung  der  Ländereien  wurde,  soweit  ich 
sehen  kann,  auf  ihre  Qualität  keine  Rücksicht  genommen, 
vielmehr  unterlag  jeder  Morgen  dem  allgemein  im  Steuer- 
bezirke üblichen  Fixum.  Insofern  kann  man  allerdings  von 
einer  Bonitierung  reden,  als  das  bebaute  Ackerland  im  Gegen- 
sätze zu  Benden  und  Holzungen  um  eine  Stufe  höher  stand, 
und  ebenso  wurde  das  im  Stadtbezirke  liegende  Terrain 
höher  veranschlagt  als  das  des  Landbezirkes,  nicht  etwa 
seiner  Güte,  sondern  seiner  vorteilhafteren  Lage  wegen. 
Innerhalb  der  Stadtbannmeile  Wachtendonks  wurden  vom 
Morgen  kultivierten  Landes  5 und  von  Benden  und  Holzungen 


' 9 G.  A.  Arnhem.  Cedul  für  die  Betuwe  de  1466. 

9 cf.  Al.  Meister.  Schatzbuch  der  Grafschaft  Mark,  in  seinem 
Werke:  Quellen  und  Tabellen  zur  Geschichte  der  Grafschaft  Mark. 

• 1 Dortmund  1909.  ln  den  verschiedensten  Orten  dieser  Grafschaft  werden 

solche  Personen  angeführt,  die  zwar  selbst  in  den  betreffenden  Orten 
ansässig  sind,  deren  Besitztum  aber  einem  andern  Bezirke,  z.  B.  Essen 
und  Werden  angehört.  Analog  unserem  Modus  würden  sie  in  Essen 

I als  Uytheemische  bezeichnet  worden  sein. 

^ 9 oben  p.  8. 

I ; 9 Rentenbuch  des  Hauses  Wachtendonk,  in  Privatbesitz. 

i 
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4 Stüber  gezahlt,  hingegen  im  Landbezirke  von  Ackern  3 
u id  von  Wiesen  2 Stüber3) 

ln  unserm  Zeitabschnitte  ist  nur  das  Land  als  solches 
zur  Schatting  herangezogen  worden;  wenigstens  fehlen  Nach- 
ri:hten  darüber,  daß  etwa  darauf  ruhende  Pachten  und  Renten 
rrit  berücksichtigt  worden  sein  sollten.-) 

Über  die  Höhe  des  Steuersatzes  kann  nur  wenig  gesagt 
werden.  Für  Wachtendonk  ist  sie  bekannt,  darf  aber  von 
d esem  Orte  nicht  verallgemeinert  werden,  da  jedenfalls  nach 
d ;m  Aufkommen  der  örtlichen  Gesamtbesteuerung  jedes  Amt 
oler  jede  Gemeinde  den  Satz  je  nach  der  Höhe  der  ihr  ins- 
g isamt  zufallenden  Summe  festgesetzt  hat.  Sehr  wahrschein- 
li  :h  haben  die  Grafen  bei  der  Gesamtausteilung  die  Morgen- 
ziihl  und  die  Befreiungen  mit  berücksichtigt.  Da  uns  aber 
d e Größe  der  Güter  und  Ländereien  nicht  bekannt  ist,  so 
k mn  auch  die  dem  einzelnen  Zahler  auferlegte  Gesamtsumme 
n cht  als  Bestimmungskriterium  des  Steuersatzes  dienen. 

Die  in  den  einzelnen  Gemeinden  jährlich  zu  erhebenden 
S;euerbeträge  waren  fixiert,^)  und  deshalb  war  die  von 
d m Gemeindeinsassen  in  verschiedenen  Jahren  zu  ent- 
richtende Summe  nicht  konstant.  Wenn  die  Zahl  der  Steuer- 
zahler zunahm,  die  Steuersumme  aber,  die  auf  der  Bürger- 
schaft insgesamt  lastete,  dieselbe  blieb,  dann  wird  die  Folge 
d e gewesen  sein,  daß  der  Durchschnittssatz  für  den  ein- 
zelnen herabgesetzt  wurde.  Umgekehrt  mußte  die  Abnahme 


’)  Rentenbuch  d.  ti.  W.  In  späterer  Zeit,  1665,  läßt  sich  eine  ^ 

B )nitierung  nachweisen.  Siehe  Schröteler,  Vöersen.  Urkunde  No.  26;  \ 

p 362.  I \ 

Extract  vythe  verhandelinge  der  deput.jtie  van  den  18.  Nov. 

11)96.  Gleichzeitige  Copie  im  Privatbesitz.  Darin  steht:  . . . dat  hin-  ' 

i/i  >rt  die  gronden  alleen  ind  niet  die  pachten,  rinten  und  thinsen,  soo  daer 
0} ' staen,  mit  geschah  oder  in  die  schattinge  aengeslagen  werden  sollen. 

Dinach  scheinen  in  manchen  Orten  insofern  Unzulänglichkeiten  vorge-  . ^ 

k )mmen  zu  sein,  als  die  Renten  mit  taxiert  wurden.  Jene  Verordnung 

wird  auf  die  bald  erfolgten  Beschwerden  der  betreffenden  Personen 

ei lassen  worden  sein.  Also  ist  es  ausgeschlossen,  daß  es  sich  hierum 

einen  feststehenden  Brauch  handelt,  der  sich  bis  in  die  Zeit  vor  dem 

V^mloer  Traktate  erstreckt  haben  könnte. 

von  Below.  Staatssteuern  in  dülich  und  Berg  I,  p.  11.  i 


der  Bevölkerungsziffer  oder  zunehmende  Exemtion  eine  all- 
gemeine Erhöhung  des  Satzes  herbeiführen,  damit  das  Gesamt- 
fixum erreicht  wurde.  Ein  unzweifelhaftes  Beispiel  hierfür 
lernten  wir  bereits  kennen:’)  Pont  hatte  für  die  an  Walbeck 
abgetrennten  15  Häuser  die  Steuer  weiter  zu  entrichten.  — 
Durch  eine  divergierende  Entwicklung  zweier  Orte,  die 
anfangs  nach  Einwohnerzahl  und  Steuerhöhe  auf  derselben 
Stufe  standen,  konnten  demnach  im  Laufe  der  Zeit  große 
Gegensätze  zu  Tage  treten.-)  Solche  Fälle  w'erden  in  unserem 
Territorium  allerdings  zu  den  Ausnahmen  gezählt  haben,  da 
die  Divergenz  nicht  groß  gewesen  ist.  Andererseits  w'erden 
die  Bezirke  bei  etwaigen  Verschiebungen  alsbald  reklamiert 
haben  und  dann  zu  der  ihrer  Größe  und  Bevölkerungsziffer 
sowie  Steuerkraft  entsprechenden  Quote  reduziert  worden 
sein.  Deshalb  können  wir  annehmen,  daß,  im  Durchschnitte 
betrachtet,  die  den  einzelnen  Gemeinden  wie  Bürgern  zu- 
fallende Summe  den  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen ziemlich  konform  gewesen  ist.  Straelen,  das  um  die 
Zeit  seiner  Erhebung  zur  Stadt")  eine  glückliche  Epoche 
durchlebte,  versprach  dem  Herzoge  i.  J.  1401,  der  gewöhn- 
lichen Steuer  noch  100  Schilde  hinzuzufügen,  falls  es  aus 
der  Pfandschaft  zurückgelöst  würde  sie  waren  mit  ihrem 
Steuersätze  offenbar  völlig  zufrieden. Q Das  Verzeichnis  von 
Straelen  gibt  als  Maximalsumme  10  Gulden  an ; kleine 


0 Siehe  oben  p.  36. 

-)  cf.  von  Below'.  1.  c.  p.  11  ff. 

0 Henrichs,  Grund-  und  Schirmherr  von  Straelen,  p.  14,  dahr  1428. 

0 Schattzedul  (Original)  de  1401  am  Schlüsse. 

®)  Man  könnte  versucht  sein,  hier  die  Höhen  der  Schatting  von 
1369  heranzuziehen.  Der  Herausgeber  dieser  umfangreichen  Liste,  P.  N. 
van  Doorninck,  hat  die  Frage,  ob  es  sich  um  eine  ordentliche  oder 
außerordentliche  Bede  handelt,  unbeantwortet  gelassen.  — An  allen 
Orten  und  bei  der  großen  Zahl  der  Steuerpflichtigen  werden  nur  die 
4 Stufen  von  8,  6,  4,  2 Gulden  entrichtet.  Diese  einheitliche  Verteilung 
ist  also  auf  eine  vorhergehende  Abmachung  zurückzuführen ; mit 
anderen  Worten:  ich  halte  diese  Schattingsliste  von  1369  für  die  Auf- 
zeichnung einer  außerordentlichen  Bede,  die  von  den  Landständen  ver- 
einbart wurde.  Technisch  weicht  sie  von  der  ordentlichen  Bede  inso- 
fern ab,  als  hier  nicht  die  einzelnen  Ämter  die  Steuern  mit  eigenem 
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B uchteile  des  Guldens  sind  sehr  häufig.  In  der  Veluwe 
betrug  das  Minimum  10  Schilling  = Gulden.^) 

ln  der  frühesten  Zeit  wird  auch  in  Geldern  die  Steuer, 
wenn  auch  nicht  ganz,  so  doch  teilweise  in  Naturalien  ge-  , 

zahlt  worden  sein.  Dafür  spricht  indirekt  die  Tatsache,  daß  L 

spärliche  Rudimente  einer  ursprünglich  ausgedehnten  Natural- 
wirtschaft noch  in  späten  Jahren  vorhanden  sind.  Besonders 
d e „Bedeverken“  und  „Rauchhühner“  haben  auch  noch  nach  ^ 

d^m  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  erfolgten  üm-  ' , 

s liwunge  zur  Geldwirtschaft  eine  bedeutende  Rolle  ge- 
s)ielt.-)  — Das  Münzwesen  war  außerordentlich  konfus  und 
wurde  es  noch  mehr,  je  zahlreicher  die  von  außen  ein- 
s römenden  Münzsorten  wmrden.  Dieses  großen  Verkehrs- 
fchlers  mußte  Rechnung  getragen  werden,  und  daher  ver- 
siumten  die  Landesherrn  nicht,  bei  jeder  Bedeforderung  nicht  J 

nur  eine  Münzsorte,  sondern  verschiedene  kursierende  Haupt-  i 

V ertungen  anzugeben.'*)  Für  uns  kommt  hauptsächlich  der  I 

(. lüden  und  das  kleine  Pfund  zu  20  Schilling  in  Betracht. 


Kapitel  IV. 

Die  Steuertechnik. 

Die  Einteilung  in  Steuerbezirke  deckte  sich  im  allge- 
neinen mit  der  politischen  Einteilung  des  Landes,  soweit 
^ on  einer  solchen  die  Rede  sein  kann.  Die  vier  Quartiere 
waren  zugleich  die  größeren  Steuerbezirke.  Ihre  ünter- 
jibteilungen  bildeten  die  Ämter  oder  „Länder“,  in  ihnen  die 
:;tädte,  Dörfer  und  Honnschaften.  ln  Nederbetuwe  und 

1 leamtenpersonale  erheben,  sondern  ein  herzoglicher  Abgesandter  zu 
diesem  Zwecke  die  Quartiere  und  Ämter  durchreist.  Zudem  werden 
; ahlreiche,  von  der  ordentlichen  Bede  freie  Lehngüter  als  steuerpflichtig 
.lufgezählt. 

p van  Doorninck.  Schatting  voor  die  Veluwe. 

0 cf.  Müller  p.  45. 

p Ausführlichere  Angaben  über  Münzen  in  Geldern  siehe  Nyhoff  1, 
CXXII  f.  — Umfangreiche  Nebeneinanderstellungen  von  Münzsorten 
inden  sich  in  Stadtrechnungen  von  Geldern,  de  1399. 
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Zütphen  wurde  nach  Kirchspielen  vorgegangen.  1)  Eine  be- 
sondere Beachtung  verdient  in  dieser  Hinsicht  die  Veluwe.^) 
Dort  teilten  sich  die  Ämter  oder  „Ambachten“  in  „Cloften‘' 
( Abteilungen),  die  speziell  zu  Steuerzwecken  eingerichtet 
waren.  — 

In  wessen  Händen  die  Zentralverwaltung  der  Steuer 
vereinigt  war,  läßt  sich  nicht  genau  feststellen.  Zwar 
wird  berichtet,  daß  der  oberste  Rentmeister  1466  eine  Steuer 
eingezogen  habe;**)  es  war  jedoch  eine  außerordentliche. 
Trotzdem  glaube  ich,  auch  die  Verwaltung  der  ordentlichen 
Steuer  dem  obersten  Landrentmeister  zuschreiben  zu  können. 
Von  einem  besonderen  höchsten  Steuerbeamten  ist  mir  näm- 
lich nichts  bekannt  geworden.  Als  Zwischeninstanzen  sind 
im  Territorium  Geldern  die  landesherrlichen  ünterrentmeister 
in  den  Hauptstädten  der  Quartiere  zu  nennen.  Ihre  Betäti- 
gung als  Steuerbeamten  schließe  ich  zunächst  aus  einer  An- 
gabe vom  Jahre  1474,  die  erwähnt,  daß  der  Diener  des 
herzoglichen  Rentmeisters  zu  Roermond  von  den  Bürger- 
meistern von  Geldern  ein  Geschenk  erhielt,  als  diese  dort 
zu  Neujahr  die  Schatting  bezahlten.^)  Offenbar  hat  der 
Rentmeister  unter  diesen  Umständen  mit  der  Schatting  etwas 
zu  tun  gehabt.  Q In  den  Ämtern  wurden  die  steuertech- 
nischen Funktionen  vom  Amtmanne  in  Verbindung  mit  den 


6 R.  G.  Arnhem.  Ceduln  von  1464  u.  1470. 
p van  Doorninck,  Schatting  voor  de  Veluwe. 

»)  Nyhoff  IV,  CVIl. 

p Stadtrechnung  von  Geldern  1474.  Jan,  des  hertogs  rentnieister 
int  veirdel  (Viertel)  van  Rurernund,  syne  diener  ind  knape,  geheiten  Jan, 
tot  syne  nyen  jaer  tot  Ruremunde,  doe  die  Bürgermeister  die  schattinge 
ind  bede  betalden  18  albus.  — Der  Schreiber  der  Steuerliste  von  Straelen 
de  1401  fügt  am  Schlüsse  hinzu:  Lyve  her  Rintmeyster.  die  summe 
deser  vursc.  schattingen  hebbe  wy  geschreven  etc.  Er  wendet  sich  also 
an  den  Rentmeister,  nicht  etwa  an  einen  sonstigen  Steuerbeamten. 

p ln  einer  Rechnung  des  Henrik  van  Steenbergen  (Original  im 
Staatsarchiv  zu  Düsseldorf,  kopiert  durch  Baron  Sloet-Arnheni)  vom 
Jahre  1382,83  heißt  es:  Dit  is  opboeren  van  der  beden  . . . item  to 
Wetten  10  marc.  item  Rentmeisters  wegen  nyet.  Das  wird  heißen,  daß 
der  damalige  Unterrentmeister  im  Oberquartier,  Elbrecht  van  Eyl 
Everdsoen  für  den  Herzog  10  Mark  erhob,  für  den  Landrentmeister 
Henrik  van  Steenbergen  dagegen  nichts. 
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C erichtspersonen,  den  Schöffen  und  tlonnen  ausgeübt.  Als 
Lngelbert  van  Oirsbeck  i.  d.  1409  zum  Amtmann  von  Straelen 
ernannt  wurde,  beauftragte  ihn  der  Herzog,  die  Schattingen 
nach  Gebühr  und  Gewohnheit  mit  den  Schöffen  zu  erheben.^) 
Cerselbe  Auftrag  wird  dem  neuernannten  Amtmanne  Engel- 
b^rt  von  Brempt  1498  zuteil.  -)  Im  Drostamte  Geldern  leitete 
der  Drost  die  Steuerangelegenheiten. '^)  — Wiederholt  wird  in 
manchen  Ämtern  ein  „Sett-“  oder  „Schattmeister“  genannt, 
dem  die  Aufgabe  obliegt,  von  den  neu  eintretenden  Beamten 
e nen  Eid  entgegen  zu  nehmen,  so  z.  B.  1470  in  der  Betuwe. 
h:h  nehme  an,  daß  diese  Stellung  nicht  von  einer  eigens  zu 
diesem  Zwecke  gewählten  Persönlichkeit,  sondern  von  einem 
der  an  und  für  sich  schon  bei  der  Steuer  fungierenden 
Beamten  ausgefüllt  wurde,  der  hierzu  vom  Landesherrn  oder 
der  Gemeinde  den  Auftrag  erhielt,  ln  Dörfern  und  Bauer- 
s:haften  standen  die  Honnen  dem  Steuerbetriebe  vor,  deren 
Betätigung  auf  diesem  Gebiete  ich  zuerst  i.  J.  1349  vorge- 
f mden  habe.  — Dagegen  nimmt  die  Veluwe  auch  hier 
V ieder  eine  Sonderstellung  ein,  insofern  an  der  Spitze  jeder 
^teuerkloft  ein  ritterbürtiger  Amtsjunker  steht,  der  die  Ver- 
tiilung  wie  Einholung  zu  vollziehen  hat.“)  Diese  Eigentüm- 
1 chkeit  hängt  mit  dem  Charakter  der  Veluwe  zusammen, 
cie  als  herzoglicher  Privatbesitz  zahlreiche  Eigenhörige  auf- 
v'ies.  — 

Das  Steuerpersonal  in  den  Landgemeinden  rekrutierte 
sich  also  aus  landesherrlichen  Beamten.  Dagegen  lagen  die 
Heuerfunktionen  in  den  Städten  rein  städtischen  Beamten 
cb.  ln  Geldern  (Stadt)  werden  mit  der  Schatting  in  Verbin- 

Siehe  Beilage  3. 

Original  im  Besitze  Henrichs’.  „Ind  sal  hy  gehalden  syn,  die 
s'.attinge  getrouliken  na  alden  herkomen  by  den  ge  rieht  uith  helpen  setten.“ 
Siehe  oben  p.  24,  Anm.  5. 

■‘)  Cedul  ini  R.  G.  Arnhem  de  1470.  Nach  einem  Cedul  de  1464 
( G.  Arnhem'j  hatte  er  die  gesamte  Verteilung  und  Eintreibung  in 
t änden. 

0 Akt.  in  Privatbesitz.  Danach  hatten  die  Honnen  auch  die- 
ji  nigen  Abgaben  einzuziehen,  zu  denen  die  herzoglichen  Eigenhörigen 
außerhalb  Gelderns  verpflichtet  waren. 

van  Doorninck.  Schatting  voor  die  Veluwe. 
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düng  gebracht:  i.  J.  1395  Schöffen,  Geschworene  und  Setter,  0 
i.  J.  1415  Bürgermeister,  Schultheiß  Schreiber  und  Bote  und 
i.  J.  1497  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat.  ^)  ln  Roermond  ■‘) 
und  Erkelenz waren  gleichfalls  städtische  Beamte  tätig; 
ebenso  wird  es  in  den  anderen  Städten  gewesen  sein,  wenn- 
gleich die  Nachrichten  darüber  fehlen. 

Städte  wie  Landgemeinden  zahlten  die  Steuern  als  eine 
Einheit,  d.  h.  die  einzutreibende  Gesamtsumme  wurde  auf 
die  einzelnen  Gemeinden  verteilt,  und  diese  mußten  tür  die 
vollständige  Zahlung  der  von  ihnen  geforderten  Leistungen 
aufkommen.  Wie  sie  die  Summe  auf  die  Gemeindeinsassen 
verteilte  und  eintrieb,  das  blieb  ihr  überlassen.  Darum 
kümmerte  sich  selbst  der  Landesherr  nicht;  ihm  genügte  die 
möglichst  vollständige  Zahlung.  Er  schritt  jedoch  dann  per- 
sönlich ein,  wenn  Beschwerden  über  eine  ungerechte  Ver- 
teilung der  Belastungen  von  den  Gemeindeinsassen  an  ihn 
gerichtet  wurden.  Anlässe  zu  einem  solchen  Vorgehen 

müssen  wohl  vorhanden  gewesen  sein,  als  Herzog  Arnold 
1446  eine  allgemeine  Instruktion  über  Steuerverteilung  er- 
gehen ließ,  in  der  er  die  Beamten  zur  Milde  aufforderte.“) 
Ebenso  schrieb  Herzog  Karl  i.  3.  1536  an  die  Magistrats- 
personen von  Roermond,  daß  seitens  des  dortigen  Frauen- 
klosters Klagen  über  zu  hohe  Belastungen  zu  ihm  gedrungen 
seien.  Er  mahnt  den  Magistrat,  Maß  zu  halten  und  so  vor- 
zugehen, daß  die  Nonnen  zu  klagen  nicht  mehr  Anlaß 
fänden.') 

Aus  praktischen  Gründen  wurden  die  fälligen  Steuern 
den  zeitlichen  und  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend  zu 
verschiedenen  Terminen  eingefordert,  ln  der  ersten  Zeit  wird 


*)  Urkunde  bei  Slanghen,  Bydragn.  Siehe  p 8,  Anmerkung  1. 

Stadtrechnung  von  Geldern  de  1415. 

®)  Oben  p.  24,  Anm.  5. 

*)  p.  43  unten. 

Maeckl,  Stadtrecht  von  Erkelenz.  Gelre  Vlll. 

Originalurkunde  von  1446,  Dec.  21.  im  G.  A.  Arnhem.  Er  be- 
gehrt von  den  Beamten,  sie  sollten  ,gevuechlick‘  mit  den  Leuten  um- 
gehen und  nicht  auf  das  schärfste  verfahren. 

")  Sivre,  Inventaris  p.  225. 
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d e jährliche  Bede  nur  an  einem  Termine  eingezogen  worden 
snn.  Im  Jahre  1270  gab  der  Landesherr  eine  Anweisung 
a.jf  100  Mark,  die  auf  der  Veluwe  in  zwei  Terminen  und 
z.var  je  die  üälfte  im  Herbste  erhoben  werden  sollten^) 
hierzu  läßt  sich  allerdings  sagen,  daß  noch  in  späteren 
Jahren  die  Maibede  recht  minimal  ausfiel,  so  daß  etwaige 
/ n Weisungen  der  größeren  Sicherheit  halber  auf  die  iierbst- 
teden  ausgeschrieben  wurden.  Trotzdem  halte  ich  es  für 
sehr  wahrscheinlich,  daß  in  früherer  Zeit,  wo  Natural-  und 
(leidwirtschaft  noch  mit  einander  kämpften,  der  Herbst,  die 
t rntezeit,  auch  als  Steuertermin  und  zwar  als  einziger  ge- 
Olten  hat.  Später  hat  sich  der  Mai  als  Zahlfrist  hinzu- 
i esellt;  i.  J.  1313  muß  sie  bereits  bekannt  gewesen  sein,  da 
i ns  berichtet  wird,  daß  in  diesem  Jahre  die  Maibede  nicht 
c Lisgeschrieben  worden  sei.'-)  Für  die  folgenden  Zeiten  sind 
Mai-  wie  Herbstbeden  hinreichend  verbürgt. '0  ln  einer  Stadt- 

')  Sloet  1124.  Müller  p.  43  f.  behauptet  auf  Grund  dieser  Mit- 
leilung,  in  Geldern  habe  es  nur  einen  Termin  gegeben.  Diese  An- 
! chauung  ist  zu  beschränken:  damals,  ca.  1270,  gab  es  nur  einen  Termin. 

0 Rekening  des  Aemilius  de  Billen  receptoris  (kopiert  durch 
rtaron  Sloet,  nach  dem  Original  im  St.-A.  zu  Düsseldorf)  de  1313. 
.Item  de  precaria  mayonali  nichil,  quia  non  fuit  posita  hoc  anno. 

3)  Sloet  712  und  wiederholt  in  den  Rechnungen  des  Aemilius  de 
jjllen.  — Bei  der  Untersuchung  der  Termine  ist  mir  eine  Tatsache  ver- 
■chiedentlich  aufgefallen,  daß  nämlich  gerade  die  „Mai-“  und  „tierbst- 
)ede“  des  öfteren  mit  dem  Eigenhörigkeitsverhältnisse  ihrer  Zahler 
,ich  zusammen  findet,  ln  einer  Urkunde  de  1444  (Original  im  Schlosse 
iaag  bei  Geldern)  wird  gesagt,  daß  verschiedene  Höfe  zu  Pont,  Niel 
md  Twisteden,  die  dem  Herzoge  von  Geldern  angehören,  schatt-  und 
lienstpflichtig  und  außerdem  zweimal  im  dahre,  im  Mai  und  Herbste, 
iedepflichtig  seien.  Diese  Trennung  ist  bemerkenswert.  — Ferner 
verden  in  einer  D o m ä n e n rechnung  von  1386  (Original  im  R.  G. 
Arnhem)  unter  den  Abgaben  der  Vogtei  Geldern  — das  Amt  Geldern 
zerfiel  in  eine  Vogtei  und  ein  Neeramt  — aufgezählt:  94  M Zins, 
260  M Mai-  und  Herbstbede,  147  Schweine  etc.  Im  Neeramte  hin- 
gegen wurden  nur  4 M Zins  und  30  M Mai-  und  Herbstbede  ein- 
genommen. Trotzdem  das  Neeramt  nicht  um  ^ 3 kleiner  ist  als  die 
Vogtei,  so  zahlte  es  doch  nur  V«  der  Mai-  und  Herbstbeden.  Nun  hat 
es  in  der  Vogtei,  woselbst  die  meisten  Höfe  Eigentum  der  Grafen  und 
Herzöge  waren,  sehr  viele  Eigenhörige  gegeben.  — 1631  berichtet  der 
Drost  an  die  Regierung,  daß  die  Bewohner  der  Vogtei  durchgehends 
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rechnung  von  1399  werden  als  die  beiden  Termine  nicht 
Mai  und  Herbst,  sondern  ,, vasten  en  sommer“  genannt,  wo- 

Eigenhörige  seien  (Stadt-Archiv  in  Geldern).  Auch  hier  will  es  mir 
scheinen,  als  ob  die  Alai-  und  Herbstbede  mit  den  Eigenhörigen  zu- 
sammenzubringen sei.  Obschon  für  unsere  Periode  keine  weiteren 
direkten  Nachrichten  vorliegen,  so  spreche  ich  doch  die  Vermutung 
aus,  daß  neben  der  ordentlichen  Bede  eine  speziell  den  Eigenhörigen 
und  zwar  den  zahlreichen  herzoglichen  Eigenhörigen  auferlegte  beson- 
dere Abgabe  gefordert  wurde,  die  den  Namen  ,Mai-  und  Herbstbede* 
y.uT  trug.  Ausgeschlossen  ist  die  Existenz  einer  solchen  durch- 

aus nicht;  von  Below,  Landständische  Verfassung  1,  p.  26,  Anm.  90 
„Nun  ist  es  zwar  richtig,  daß  von  dem  Schatz  noch  eine  andere 
„Bede“  genannte  Abgabe  mitunter  bestimmt  geschieden  wird  (vergl. 
Lacombl.  Archiv  II,  352).  Allein  solche  Fälle  finden  sich  doch  nicht 
oft;“  und  die  von  ihm  des  weiteren  angeführten  Höfe,  die  später 
schatzfrei  sind,  bezahlen  nicht  etwa  einfach  Schatz  oder  Bede,  sondern 
ausnahmslos  Mai-  und  Herbstbede.  — Zwar  waren  die  Rechte  der 
Eigenhörigen  fixiert,  trotzdem  haben  sich  die  Herren,  zumal  wenn  sie 
zugleich  Landesherren  waren,  jenen  gegenüber  vor  mancherlei  Willkür 
nicht  gescheut.  Es  ist  z.  B.  sehr  bezeichnend,  daß  sie  auch  auf  dem 
Gebiete  der  außerordentlichen  Steuer  von  den  Eigenhörigen  eine  beson- 
dere Art , die  ,Kronschatting‘  zu  fordern  pflegten  (unter  Außer- 
ordentliche Steuern  Kapitel  1,  Abschnitt  2).  Die  Einführung  dieser 
Mai-  und  Herbstbede  denke  ich  mir  in  eine  Zeit  zurückversetzt, 
in  der  die  Rechte  der  Eigenhörigen  noch  nicht  völlig  fixiert  waren, 
genauer  gesprochen  in  jene  Jahre,  in  denen  die  Grafen  in  dem 
Streben  nach  landesherrlichen  Rechten  und  nach  Ausbreitung  ihrer 
Macht  mit  ihren  bisherigen  Einkünften  nicht  mehr  bestehen  konnten, 
in  denen  es  aber  andererseits  eine  Steuer  noch  nicht  gab  oder  als 
sie  noch  in  den  ersten  Anfängen  steckte.  Damals  lag  es  den  Grafen 
am  nächsten,  die  von  ihnen  persönlich  abhängigen  zu  größeren  Leistun- 
gen heranzuziehen,  und  zwar  war  es  m.  E.  leichter,  unter  irgend  einem 
Vorwände  eine  völlig  neue  Abgabe  zu  schaffen,  die  anfänglich  dann 
und  wann,  später  dagegen  in  bestimmten  Terminen  erhoben  worden 
sein  mag,  als  an  den  seit  alters  feststehenden  Diensten  und  Zinsen  eine 
so  wesentliche  Erhöhung  vorzunehmen  (cf.  von  Below,  Kritik  von  Lamp- 
rechts  D.  W.  in  Sybels  Histor.  Zeitschr.  1889,  p.  294  ff.  Er  ist  der 
letzteren  Ansicht).  — So  halte  ich  auch  das  von  Niepmann  (Staats- 
steuern in  Cleve  u.  Mark)  ausgemünzte  registrum  redituum  comitum 
Clivensium  für  ein  Verzeichnis  v'on  .Abgaben  unfreier  Personen  und 
Höfe.  Zunächst  scheint  es  mir  sehr  unwahrscheinlich,  daß  der  Graf 
von  Cleve  nur  an  den  verhältnismäßig  wenigen  Orten  und  in  Büderich 
nur  von  einem  einzigen  Zahler  Steuern  eingezogen  haben  sollte.  (Niep- 
mann p.  62  f.)  N.  erklärt  (p.  42)  diese  Absonderlichkeit  mit  der  An- 
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nich  also  die  Termine  nicht  wesentlich  geändert,  w'ohl  aber 
gjgen  den  Anfang  des  Jahres  hin  verschoben  wurdenT) 


n.ihme,  daß  Büderichs  Steuer  damals  gerade  vergeben  und  daß  der 
eine  Zahler  ein  später  zugezogener  sei.  Diese  Auslegung  klingt  zum 
rrindesten  fraglich.  — Niepmann  selbst  ist  der  auffallend  niedrige 
S euerbetrag  des  Registrums  aufgefallen;  er  vermutet  (p.  43),  „daß  dem 
Rjdituar  nur  die  Steuerkontrolle  über  einen  Teil  der  gräflichen  Unter- 
teilen unterstanden  hat,  und  zwar  über  diejenigen,  die  in  direktem 
Abhängigkeitsverhältnisse  zu  dem  Grafen,  sei  es  als  Hörige  — 
Z ‘it-  oder  Erbpächter  standen,  und  daß  nur  diese  bezw.  in  solchem 
Verhältnisse  stehenden  Güter  im  Registrum  verzeichnet  worden  sind“. 
Das  kommt  meiner  Vermutung  ziemlich  nahe;  ein  besonderer  Redituar 
fi  r Mai-  und  Herbstbede  — diese  sind  im  Registrum  angegeben  — ist 
si  hr  wohl  anzunehmen,  aber  nicht  etwa  deshalb,  weil  eine  Trennung 

V m Freien  und  Hörigen  in  Sachen  der  ordentlichen  Steuer  vorge- 
n immen  zu  werden  pflegte,  — Niepmann  gibt  dies  an  anderer  Stelle 
({ . 25,  Anm.  2)  selbst  zu  — sondern  weil  der  Charakter  der  Abgabe 
ein  anderer,  von  der  gewöhnlichen  Steuer  verschiedener  war.  Warum 
sollten  auch  die  überall  im  Lande  zerstreut  liegenden  gräflichen  Eigen- 
g iter  bei  der  ordentlichen  Steuer  nicht  den  lokalen  Bezirken  einge- 
g iedert  worden  sein?  — — Niepmann  teilt  ferner  mit  (p.  35,  Anm.  4), 
d iß  W'esel  1241  steuerfrei  geworden  sei,  daß  es  aber  nach  Angabe  des 
Registrums  trotzdem  eine  Mai-  und  Herbstbede  bezahlen  mußte.  „Vort 
h met  hi  aldaer  (in  W'esel)  ende  te  Dreueninc  een  meybede,  die  gelden 
d'-  lüde,  die  hier  nae  beschreuen  staen.“  Niepm.  konstatiert  dann,  daß 
d e Inhaber  der  aufgezählten  Güter  in  einem  besonderen  hofrechtlichen 
A bhängigkeitsverhältnisse  zu  den  Grafen  ständen,  die  außerdem  zu 
Z ns  und  Pacht  verpflichtet  seien.  Um  sich  aus  dem  Whderspruche  — , 

V esel  ist  steuerfrei,  die  betreffenden  Gutsinhaber  aldaer  müssen  Mai 
u id  Herbstbede  zahlen,  erklärt  N , „sie  wohnten  vermutlich  auch  nicht 
e nmal  in  der  Stadt  Wesel  — sie  sind  mit  einem  Worte  keine  Bürget 
v m Wesel  gewesen  . . .“  Dieser  auf  die  angeführte  Weise  durchaus 
n cht  hinreichend  erklärte  Widerspruch  löst  sich  leicht  bei  der  Annahme 
e ner  besonderen  Mai-  und  Herbstbede.  — Für  den  in  dieser  Arbeit  zu 
bjhandelnden  Zeitraum  reicht  das  Quellenmaterial  nicht  aus,  um  eine 
s rikte  Beweisführung  erbringen  zu  können,  und  deshalb  möchte  ich 
n eine  Annahme  lediglich  als  Hypothese  aufgefaßt  wissen.  Dagegen 
15  ßt  sich  m.  E.  die  Mai-  und  Herbstbede,  wenn  nicht  allgemein,  so 
dich  in  verschiedenen  Fällen  als  ein  Specificuni  für  die  hofrechtlich 
a)hängigen  aus  den  Quellen  der  späteren  Zeit  mit  ziemlicher  Sicherheit 
nichweisen.  Diesen  Nachweis  aber  zu  führen  würde  über  den  Rahmen 
d eser  Untersuchung  zu  weit  hinausgehen. 

Stadtrechnung  von  Geldern  de  1399. 
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Einen  dritten  Termin  aber,  wie  ihn  v.  Below  in  Jülich-Berg 
um  Lichtmeß  vorfindet,  habe  ich  in  Geldern  nicht  entdecken 
können.  — 

Zu  den  gesetzten  Terminen  begannen  die  zuständigen 
Beamten  die  Schatting  zu  „peinden  und  boeren‘\  wie  es 
technisch  heißt.  Ob  die  Steuern  an  den  einzelnen  Häusern 
abgeholt  wurden  oder  in  bestimmten  Lokalen  zusammen- 
gebracht werden  mußten,  ist  schwerlich  festzustellen.  Für 
die  Einholung  spricht  eine  Mitteilung  von  1445,  wonach  die 
Beamten  von  Geldern  rund  durch  die  Stadt  gingen,  um  die 
Schatting  zu  erheben.^)  Ebenso  wurden  dort  die  rückstän- 
digen Beträge  abgeholt.  1)  Dieser  Modus  wird  aber  wohl  nicht 
im  ganzen  Territorium  üblich  gewesen  sein;  ich  nehme  viel- 
mehr an,  daß  jeder  Ort,  besonders  aber  jede  Stadt  den  für 
sie  praktischsten  Weg  eingeschlagen  hat. 

Dem  Schreiber  fiel  die  Aufgabe  zu,  die  ganze  Schatting, 
d.  h.  die  Namen  der  Zahler  mit  ihrer  zu  entrichtenden 
Summe  aufzuschreiben. •'^)  Ob  die  uns  vorliegenden  Steuer- 
listen vor  der  Eintreibung  oder  nachher  zusammengestellt 
sind,  das  wage  ich  nicht  zu  entscheiden;  beides  kommt  vor. 
Die  Verzeichnisse,  die  Restantenlisten  und  Armenvermerk- 
nisse enthalten,  deuten  auf  eine  Anfertigung  nach  der  Ein- 
ziehung. Nun  weist  aber  z.  B.  das  Verzeichnis  von  Straelen 
(1401)  keine  derartigen  Angaben  auf.  Deshalb  vermute  ich, 
daß  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  mit  ihrer  Summe  regi- 
striert und  daß  sodann  nach  diesem  Register  die  Steuern 
eingezogen  und  schließlich  die  Restanten-  und  Unkosten- 
gelder  beigeschrieben  wurden.^) 


Q Stadtrechnung  de  1415.  Item  so  gyngen  die  Burgermester, 
Schuttes,  Scriver  ind  bade  to  twe  tyden  omme  doir  de  stat  ind  boerden 
ende  peinden  die  schattinge,  vertert  1 gülden. 

*)  Stadtrechnung  von  Geldern. 

*)  Stadtrechnung  de  1415  in  Geldern.  Item  den  schriver  van  den 
schattinge  to  schriven  en  to  boiren  1 Gulden. 

Q Die  Entstehung  des  , Schatzbuches  der  Grafschaft  Mark  v.  3. 
I486*  läßt  sich  genau  verfolgen.  Zuerst  sind  die  Namen  mit  der  Ge- 
samtsumme aufgeschrieben  und  dann  die  bei  jedem  der  beiden  Termine 
fälligen  respektive  wirklich  gezahlten  Summen  beigefügt.  Vgl.  A.  Meister, 
Quellen  u.  Tabellen,  Einleitung. 
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Ob  der  Schultheiß,  die  Bürgermeister  und  Amtleute  eine 
)esondere  Belohnung  für  ihre  Mühewaltung  bei  der  Steuer- 
erhebung erhielten,  ist  mir  nicht  bekannt  geworden.  Wäre 
es  der  Fall  gewesen,  so  hätte  der  Landesherr  in  den  Er- 
lennungsurkunden  der  beiden  Straelener  Amtleute’)  gewiß 
jestimmtere  Angaben  darüber  gemacht.  Die  Steuerangelegen- 
leiten  gehörten  zu  den  übrigen  Amtsfunktionen.  Für  die 
ionnen  dagegen  muß  die  Schattingeintreibung  außerhalb 
hrer  sonstigen  Betätigung  als  richterliche  Beamte  gelegen 
naben,  denn  sie  werden  stellenweise  belohnt;’^)  und  aus 
diesem  Umstande  läßt  sich  der  Schluß  ziehen,  daß  sie  nicht 
als  Steuerbeamte,  sondern  als  Gerichtspersonen  von  der 
Zahlung  eximiert  waren. Boten  und  Schreiber  erhielten  als 
Hilfsbeamte  ihren  Lohn.-^)  — Andere  Unkosten  entstanden 
dadurch,  daß  bei  jeder  Steuererhebung  von  dem  Personal 
auf  Gemeinderechnung  gezecht  zu  werden  pflegte.^ 

Wären  die  ausgeschriebenen  Summen  nur  um  diese 
Unkosten  vermindert  worden,  so  wären  die  Zustände  erträgt 
lieh  gewesen.  Aber  die  fälligen  Gelder  sind  längst  nicht 
von  allen  Zahlpflichtigen  pünktlich  abgeliefert  worden.  Die 
Zahlungsunfähigen,  die  man  vorher  nicht  als  solche  kannte, 
wurden  mit  begründenden  Bemerkungen  gekennzeichnet; 
z.  B.  werden  sie  in  der  Veluwe  mit  paiiper  vermerkt.“)  An 
bestimmten  Orten  mußten  diejenigen,  die  ihre  Armut  als 
Exemtionsgrund  vorschützten,  ihre  Aussage  beeidigen.")  Eine 


Siehe  oben  p.  42. 

-)  Stadtrechnung  von  Geldern  1404.  Dort  erhielten  sie  ein  Bede- 
verken. 

cf.  von  Below  1,  p.  46. 

■*)  Siehe  oben  p.  47,  Anm.  3. 

ä)  lin  Jahre  1388  wurden  in  Geldern  (Stadt)  bei  dieser  Gelegenheit 
24  Quart  Wein  für  16  solidi  9 den.  verzehrt.  — 1394  item  doe  men 
myns  heren  schattinge  sat,  verdain  tot  Goisen  tielmichs  fiuys  21  qiiart 

wyns  (Stadtrechnungen  von  Geldern^. 

«)  van  Doorninck,  Veluwe.  Das  in  jeder  Hinsicht  exakt  ange- 
fertigte Schatzbuch  der  Mark  ist  auch  hierin  genauer.  Als  Begrün- 
dungen sind  dort  zu  lesen : nil  habet,  pauper,  geruempt,  obiit,  verbrant  etc. 

’)  Ob  bei  Meister,  Schatzbuch  p.  7,  Zeile  43  die  Bemerkung  ,nil 
habet  bekondef  ähnliches  bedeutet,  ist  fraglich. 
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Steuerliste  der  Betuwe’)  von  1466  enthält  ein  förmliches 
Verzeichnis  von  solchen,  die  ihre  Armut  beeidigt  hatten, 
und  von  denen,  deren  Habe  man  aus  sonstigen  Gründen 
nicht  belasten  konnte.  Wenn  in  den  Schatzungslisten  wieder- 
holt von  „woesten  goeden“  gesprochen  wird,  so  ist  die  An- 
nahme nicht  unberechtigt,  daß  manche  Leute  ihr  Gütchen 
geräumt  haben,  um  der  Steuerzahlung  zu  entgehen.  0 

Neben  diesen  tatsächlich  oder  angeblich  völlig  Zahl- 
unfähigen gab  es  viele  andere,  die  sich  einer  großen  Lässig- 
keit in  der  Steuerzahlung  befleißigten.  Rückstände  über  ein 
Jahr  sind  nicht  selten;  sie  pflegten  der  Ausschreibung  im 
nächsten  Jahre  eingereiht  zu  werden,  wenn  sie  nicht  auf 
anderem  Wege  einliefen.“)  Selbst  ein  ganzer  Ort  machte  sich 
solcher  Versäumnisse,  wie  der  Herzog  sich  gelinde  ausdrückt, 
schuldig.^) 

Verschiedene  Wege  wurden  eingeschlagen,  um  diesem 
Unwesen  zu  steuern.  Das  Nächstliegende  war  die  Pfändung. 
Da  mir  aber  nur  ein  FallO  dieser  Art  begegnet  ist,  so 
werden  diese  Gewaltmittel  wenig  gebraucht  worden  sein. 
Sehr  interessant  ist  das  Verfahren,  das  man  in  Arnhem  bei 
solchen  Gelegenheiten  anwandte;  dort  wurden  denjenigen, 
die  die  Steuerzahlung  verweigerten,  die  Häuser  zugenagelt“) 


9 Cedul  de  1466  im  R.  G.  Arnhem.  Die  Verzeichnisse  in  Geldern 
bringen  die  Restanten  in  besonderen  Rubriken  am  Schlüsse  des  Gesamt- 
verzeichnisses, während  in  dem  Schatzbuche  der  Mark  der  nötige  Ver- 
merk über  Rest  und  seine  Begründung  gleich  im  Verzeichnisse  dem 
Namen  beigefügt  ist. 

9 Cedul  de  1388  im  R.  G.  Arnhem;  überschrieben;  , Restanten  van 
armen  lyden  en  woesten  goeden,  daer  men  niet  aff  gepeinten  noch  ge- 
krigen  konde.‘  In  der  Mark  (cf.  Meister  a.  a.  0.)  heißen  sie  , geruempt. 

®)  van  Doorninck,  Veluwe  p.  42.  Int  Erst  overjaerghe  Wigerinc 
X Schilling,  ln  der  Stadtrechnung  von  Geldern  de  1386  87  steht:  Item 
opgeboert  van  der  schattingen  to  iaer  VI  Gulden;  d.  h.  vom  vorher- 
gehenden Jahre. 

9 Gleichzeitige  Copie  de  1455  in  Privatbesitz.  Der  Herzog  klagt 
über  Straelen,  ,dat  wy  des  eyn  tyt  längs  nyet  te  vreden  en  hebben  ge- 
west,  off  noch  syn,  dat  men  onse  jair  scattingen  alsus  versumpf. 

®)  Henrichs,  Grund-  und  Schirmherr  von  Straelen,  p.  14.  Der 
Honne  Thys  Wigel  pfändete  1403  in  Vernum  eine  Kuh. 

9 van  Hasselt,  Geldersche  Oudheden  IV,  p.  143.  Item  om  bande 

P ] 0 n e s , Die  direkten  Staatssteuern.  4 
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Was  an  Bedegeldern  in  den  einzelnen  Gemeinden  zu- 
sammengekommen war.  das  verrechnete  man;  die  Unkosten 
wurden  festgestellt  und  von  dem  Schattingsgelde  sogleich  aus- 
bezahlt, ein  Modus,  durch  den  die  Verwallungskosten  sehr  ver- 
mindert wurden.^)  Den  Rest  übermittelte  man  an  eine  Zwischen- 
instanz, den  Unterrentmeistern,  und  von  dort  an  die  landes- 
herrliche Kasse,  wenn  über  die  Summe  nicht  bereits  anders 
verfügt  war.  Die  ordentliche  Bede  konnte  von  dem  Landes- 
lierrn  nach  Belieben  verwertet  werden;  er  unterstand  hier 
keinem  Zwange  wie  bei  der  landständischen  Bede,  die  nur 
zu  dem  von  Fall  zu  Fall  angegebenen  Zwecke  eingefordert 
wurde.  So  sind  denn  auch  die  Bestimmungen  über  die  Ver- 
wendung der  Steuerbeträge  sehr  mannigfaltig  und  zwar  sind 
sie  teils  aus  Zwangslagen,  teils  aus  völlig  freiem  Gutdünken 
der  Landesherrn  hervorgegangen.  Finanzielle  Krisen  in  der 
Kasse  nötigten  den  Herzog  verschiedentlich,  Anweisungen 
auf  Beden  zu  machen  oder  gar  die  Schatting  eines  be- 
stimmten Landesteiles  zu  verpfänden.  — Die  Bewohner  von 
^esselich  hatten  den  Herzog  i.  d.  1392  durch  ein  Darlehen 
aus  einer  Geldverlegenheit  befreit.  Dafür  erhielten  sie  zu- 
nächst Steuerexemtion  und  außerdem  die  Vogteirechte,  die 
ihnen  Schatz  und  Dienst  einbrachten,  bis  die  Summe  zurück- 
aezahlt  war.-)  Die  Steuer  in  Straelen  war  1401  an  Johann 
von  de  Velde  verpfändet.^)  Da  die  Landesinsassen  auch  in 
diesen  Fällen  bezahlten,  so  haben  sie  offenbar  den  öffentlich 


’Tiede  toenegelen  der  geenre  fiusen,  die  oer  schutdnge  nyet  betaelen  en 
volden  1 F^d.  IUI  d.  Die  Stadt  bezahlte  die  iSägel. 

')  Stadtrechnung  von  Geldern  de  1415.  Schattingverrechnung: 
Summa  totalis  97  Gulden  24  Grot.  Ende  als  dit  opboeren  fegen  dat 
lytgeven  afgenomen  wurde,  so  oevert  ("erübrigt)  an  der  summe  de  op- 
boerens,  dat  der  stat  te  staden  körnen  sol,  3 Gulden,  44  Grot.  Demnach 
vurde  eine  Summe  von  101  Gulden  8 Grot  eingenommen.  Vgl.  den 
^bzug  in  der  Mark.  Meister,  Quellen  und  Tabellen  Einleitung. 

-)  G.  A.  Arnhem.  Originalurkunde  v.  J.  1392,  April  4.  ...  ,Ouch 

' m solle  wy  off  onse  erven  dat  dorp  Wesselick  ind  die  lüde  da  inne  niet 

werlygen  noch  doin  overlegen  beden  of  schätzen  noch  eynighe  beswe- 
inge.‘  Die  Vogteirechte  — worüber,  ist  nicht  gesagt  — bringen  ihnen 
Khetzinge  in  deynste,  upkommen  en  vervalle. 

2)  Originalcedul  von  Straelen  de  1401.  Schlußbemerkung. 
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rechtlichen  Charakter  der  verpfändeten  Bede  anerkannt.  Dabei 
bemühten  sie  sich  aber,  die  verpfändeten  Summen  möglichst 
bald  ihrem  Landesherrn  wieder  zukommen  zu  lassen.  ^) 
— Wilhelm  Herrn  von  Wachtendonk  werden  1410  vom 
Herzoge  200  rh.  Gulden  aus  den  Beden  und  Schatzungen  in 
Straelen  überwiesen;  was  dort  an  der  Summe  fehle,  solle 
in  ganz  Geldern  erhoben  werden.’^  — Neben  Verpfändungen 
kamen  auch  Belehnungen  mit  Schattingerträgen  vor.  Bereits 
1373  erhielt  Hermann  van  Wyenhorst  eine  bestimmte  Summe 
aus  der  Bede  von  Straelen  und  1402  wurde  er  ebendort  mit 
den  Beden  und  Renten  nach  Geldernschem  Rechte  belehnt.^)  — 
Als  Herzogin  Mechtild  1379  abdankte,  erhielt  sie  33  000 
Goldschilde  aus  der  Schatting  und  Bede.^)  Der  Herzog  geht 
selbst  so  weit,  daß  er  unter  anderem  die  ordentliche  Bede 
1382  als  Leibzucht^)  und  1394  als  Wittum'b  aussetzt,  ein 
Vorgehen,  das  zwar  unseren  heutigen  Anschauungen  von  der 
Steuerverwertung  absolut  fern  liegt,  das  aber  damals  die 
unbeschränkten  Befugnisse  des  Landesherrn,  der  keinen 
Unterschied  zwischen  Privat-  und  Staatskasse  kannte,  noch 
nicht  überschritt. 

Andererseits  wird  dem  Landesherrn  die  Bede  aus  den 
Unterherrlichkeiten  zuweilen  zugesagt.  So  bekundet  Herzog 
Wilhelm  i.  J.  1381,  daß  ihm  Schenk  von  Nideggen  die  Bede 
der  Herrlichkeit  Walbeck  auf  4 Jahre  nacheinander  zuge- 
standen habe.')  Mit  dem  Bederechte  wird  sogar  Handel  ge- 


0 Siehe  p.  50,  Anm.  3. 

Fahne,  Bocholtz  il,  U.  B.  p.  47. 

0 Geldernsches  Lehnregister  p.  44.  Hermann  van  Wyenhorst  ont- 
finch  47  marc,  III  st,  VIII  d.  outs  gelts,  te  beuren  ut  den  lande  van 
Straelen  te  beden  ao  1373.  — Et  anno  1402  die  Bedegelt  ende  Renten 
in  den  lande  van  Straelen  tot  eenen  geldr.  lehnrechte  . . . 

9 Nyhoff  III,  53  Lacomblet  IV,  834. 

®)  G.  A.  Arnhem.  Urkunde  von  1382 

9 Lacomblet  III,  1000. 

9 Ferber,  Schenk  von  Nydeggen  p.  318.  Diese  Bemerkung  wirft 
übrigens  ein  Licht  auf  die  Stellung  der  Unterherren  in  Steuersachen ; 
die  Herrlichkeiten  haben  eine  abgeschlossene  Steuerordnung  besessen, 
auf  welche  sich  die  Gewalt  des  Landesherrn  nicht  erstreckte.  Siehe 
p.  11  f. 


) 
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rieben;  Graf  Reinald  erklärt  nämlich  1282,  dass  Willem  van 
iorne  und  sein  Sohn  das  Bederecht  der  Villa  Thorn  an  die 
\btei  daselbst  verkauft  habe.  Graf  Reinald  hatte  die  Villa 
n Lehen.^) 

Die  von  den  Städten  aufgebrachten  Steuern  wurden  oft- 
nals  mit  besonderer  Konzession  des  Landesherrn  von  jenen 
selbst  teilweise  oder  ganz  verwertet,  (ieldern  erhielt  1391 
/on  seiner  Schatting  145  Gulden.-)  Solchen  Zuwendungen 
vird  zuweilen  der  Zweck  beigefügt.  Ebenfalls  Geldern  erhielt 
1399  zu  seiner  Befestigung  306  Gulden^)  und  1433  zur  Auf- 
Desserung  seiner  Straßen  16  alte  Schilde.^)  Die  Stadt  Venlo 
Jurfte  i.  J.  1383  die  ganze  in  ihr  erhobene  Schattsumme 
ür  die  Ausbesserung  und  Verstärkung  ihrer  Festungswerke 
/erwerten.^)  Wurde  die  Bede  in  dieser  Weise  verbraucht,  so 
erfüllte  sie  indirekt  ihren  Hauptzweck,  — wenn  man  in  der 
iamaligen  Zeit  von  einem  solchen  reden  darf,  — indem  die 
/erteidigungspunkte  des  Landes  verstärkt  wurden,  also  das 
illgemeine  Landesinteresse  in  den  Vordergrund  rückte. 

1)  Sloet  1065,  12S2. 

0 Stadtrechnung  von  Geldern : öeboirt  van  der  schattinge,  „gelic 
ils  die  partes  daer  op  yn  halden“,  145  Gulden;  d.  h.  die  Stadt  als  Ge- 
.amtheit  erhielt  aus  der  von  den  einzelnen  (partes)  gezahlten  Summe 
45  Gulden. 

Stadtrechnung  von  Geldern  de  1399.  Opgeboirt  van  der  schat- 
ing,  dat  myn  Heue  gnedige  here  der  stat  te  stade  liet  körnen  tot  oere 
ymeringe,  gelic  die  partes  daer  van  gehalden  en  bewysen. 

Stadtrechnung  de  1433.  Item  geboirt  16  aide  Schilde,  die  ons 
. leren  gnaden  der  stat  gegeuen  bebben  uytter  schattinge  tot  vollest  ver 
, -traten  te  mähen,  valent  31  Marc. 

■)  Franquinet,  Inventaris  No.  34,  1383,  Nov.  2.  ,tot  versterking  en 
)etering  der  stadvestenl 


Beilage  1. 


Herzog  Arnold  von  Geldern  erläßt  an  Johann  von  Broeck- 
huysen,  den  Vogt  zu  Goch,  Verordnungen  über  den  Güter- 
erwerb der  Klöster.  1443,  Mai  5. 

Ons  is  körnen,  woe  dat  die  cloester  ende  gaitzhuser 

bynnen  onsen  lande  die  wereltlicke  guede  zeer  an  sich  slain 
ende  koepen  ende,  avermits  der  gueder  lade  kinder  ende  an- 
deren krygen,  die  sy  yne  nemen,  die  erve  ende  guet  hebben 
off  Op  hoin  geerft  wurdt,  willen  sy,  dat  die  erftale  voirt  van 
den  ghenen,  die  sf  yne  genomen  hebben,  erven  soellen  op 
die  cloester  ende  nyt  wederomme  uit  an  die  rechte  erven, 

soe  wy  verstaen,  dat  ons  ende,  onsen  vrienden  sehr  onge- 

boirlich  dunckt  syn  ende  onse  lande  solden  ten  eersten  daerby 
verderflich  werden  ende  tsamen  in  die  Cloester  körnen,  als 
gy  selver  wael  merken  moigt.  Ende  soe  gi  oich  wal  wet, 
soe  men  van  deels  des  saken  mit  onsen  gemeyne  lande 

auerkomen  is,  bevelen  wy  v ernstlich,  daar  nyet  aver  te  stain 
ende  in  allen  kircken  uw  er  ampten  te  doin  gebieden,  dat 
egeen  richteren  of  scepenen  daer  auer  en  stain,  dat  die 
cloester  enige  erftale  dieghene,  die  in  den  cloesteren  weren, 
off  quemen  hedden  off  hoin  geerft  wurde,  nyet  langer  dan 
hoen  leven  lanck  na  gelegenheid  hoen  oerden  gebruicken  en 
sollen,  ende  nae  hoen  doet  weder  omme  uit  an  die  rechte  erven 
kommen  soll,  hier  wilt  u in  den  vesten  narichten  malk  te 
waernen,  want  wy  dat  so  gehalden  willen  hebben  ter  tyt,  ende 
alsoe  lange,  dat  wy  u anders  dair  aff  laten  weten. 

Gegeuen  tot  Arnhem  des  sonnendaigs  misericordia 
domini  anno  XLIII  nostro  sub  secreto. 

Die  Adresse  lautet:  Ain  Johan  van  Broickhusen,  here 
tot  Loe  ende  tot  Geisteren,  onsen  erfhaefmeister,  mit  ende 
amptmann  tot  Goch  ende  ons  lands  van  Kessel. 
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Nach  dem  Original  im  gräflich  Loe’schen  Archive  auf 
Schloß  Wissen. 


Beilage  2. 

Erlaß  des  Herzogs  Arnold  gegen  den  Gütererwerb  der 
Klöster,  besonders  in  Roermond.  1472. 

IVy  Arnolt  van  der  genaiden  gads  hertoge  van  Gelre, 
\’an  Gulick  ind  Greven  van  Zutphen  doin  kont,  dat  ind  alsoe 
>ast  veele  bekroens  eyne  lange  tyt  geweest  heeft  ind  noch 
ry  solde  als  wy  verstain,  soe  woe  die  geistlicheit  ind 
I ioisteren  kennen  onsen  lande  ind  Sonderlingen  tot  Ruremunde 
,nd  daer  omlanx  vast  eene  tyd  vele  ereffliker  ^rffguede  ind 
-enten  an  siech  gewonnen  hebn  ind  noch  degelix  an  sich 
verven  mit  versteme  ind  anders,  dair  mede  wy  onsen  dienst 
nd  ooch  onse  scattinge  Verliesen  ind  die  onse  oick  soe  lange 
soe  meer  tot  groter  verderffnisse  ind  achterdeile  ind  die 
, '.Ioisteren  oick  tot  groiten  lait  des  gemeinen  volx  noch  vorder 
iomen  machte  mit  mehr  andere  stacken,  die  alsas  all  nyet 
lescryven  en  syn,  off  dit  nyet  redelik  verhadt  off  anders 
-ordiniert  en  wardt.  So  bekennen  wy  hertoige  varscr.  var 
ms,  onse  eraen  ind  nacomelingen,  dat  wy  daromme  by  raide 
'nt  gaetdancken  ons  selffs  ind  ons  vrunde  van  raide  ons 
'dadt  Raremande  aaerdragen  ind  geslagen  syn,  ingesatt  ind 
ivergeven  mit  desen  onsen  brive,  dat,  wan  neer  meer  voirt 
m soe  gebaeren,  dat  eynicke  personen,  sy  weren  mannen  off 
’roawen  in  geistlicken  vergaderingen,  cloisteren  oft  conv enten 
gingen  off  comen  warden,  ind  denselven  hier  na  mails  tot 
zyniger  tyt  eynige  hoeffae,  haser,  land  off  erffrenten  beneden 
ms  stat  van  Raremande  off  anders  in  onsen  lande,  qaartier 
iff  overdeel  van  der  Nyrsen  opwarts  anstorve,  anerffen, 
inqaeme  off  anviele,  dat  op  eynigen  van  onsen  kargeren  off 
'ngesetenen  van  Raremande  voirt  vallen  ind  eraen  machte, 
iat  dieselve  geistelicke  personen,  den  dat  aldas  ankomende 
warde,  des  nyet  verkoapen  off  anders  affliendigh  maken  en 
sallen,  mar  mögen  dat  har  leven  lanck  behalden,  natten  ind 
^ebraken,  als  tachter  gaet.  ind  thendens  [?]  haer  doet  sal 


55 


1 


dat  alsdan  voirt  eraen,  vallen  ind  comen  op  die  erffgenamen 
tot  Raremande,  dair  dat  naider  Stadt  rechten  gebaeren  sali, 
doch  also,  dat  die  cloisteren  des  ein  jaer  lanck  nae  doide 
der  personen,  dair  dat  op  geerfft  was,  gebracken  sallen  ind 
langer  nyet,  ind  dat  asdan  te  körnen  an  die  erffgenamen  tot 
Raremande  as  varscr.  is,  ind  oick  mede  en  sallen  egeyne 
cloisterlade  off  derglyken  erff  gaet  in  den  ampt  van  Montfort 
meer  of  vorder  aen  sich  moegen  koapen,  werven  off  krygen 
in  eyniger  monieren,  vor  der  darhan  oar  verschreaen  ind 
gegont  were  oaermits  onsen  zegelen  ind  brieven,  ind  off  die 
gaets,  dat  alsas  an  enige  geordende  personen  as  varscr.  is, 
van  na  voirtan  qaeme  ofte  oick  affhendich  gemaickt  warde 
anders  dan  an  eyne  rechte  erven,  dar  sy  doch  egeyn  gelt 
varnemen  en  sallen  off  dat  enich  erffgaet,  vorder  dan 
varscr.  stet,  an  sich  gekregen  na  off  hiernamail,  dat  en  solde 
alles  van  geenre  weerden  syn,  ind  die  erven  solden  dat  gaet 
na  doide  desghens,  dair  dat  an  geerfft  waer,  alsdan  mitten 
rechten  anfangen  mögen  . . . gaet,  dat  han  . . . alrige  [?] 
angaet,  erwerve  inde  dat  oewe  scepenen  oawer  stat  Rare- 
mande aliter  var  qaeme  int  gericht,  disgelyck  varscr.  stet 
alsas  halden  mögen. 

Aus  dem  Copialbuche  zu  Roermond  I,  p.  117.  Der 
Schluß  ist  schlecht  kopiert. 


Beilage  3. 

Bestimmungen,  die  die  Schatting  betreffen  und  einer 
Urkunde  entnommen  sind,  durch  die  Engelbert  van  Oirsbeck 
zum  Amtmanne  von  Straelen  ernannt  wird.  1409,  Oktober  1. 

. . . Ind  hy  sali  onse  schattingen,  als  dat  geboert  ende 
gewoenlich  is,  overmytz  onse  schepenen  aldair  selten  ind  onse 
broeken  als  die  geaallen  tot  onser  behoiff  ind  oeck  dye 
schattingen  troawelicken  ynwynnen,  vtpeynden  ind  opboeren. 
Ind  sali  ons  alle  tyt  tot  onsen  gesynnen  van  den  schattingen 
ende  broeken  gade  bescheidene  bewisinge,  rekenschap  int 
hantreichynge  doin  . . . Ind  om  dat  her  Engelbert  varscr. 
dit  ampt  verwaeren  sal  als  varscr.  is,  so  sallen  wy  hem. 
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ilsoe  langh  als  he  onse  amptmann  aldair  syn  sali,  na  beloep 
der  tyt  elcks  jairs  vyrticli  aide  Schilde  geuen,  die  hy  boeren 
ind  inbehalden  sali  aen  onser  schattingen  ind  broecken,  die 
ons  jairlix  Inden  vursc.  ampte  verschynen  ind  geuallende 
werden,  toe  bescheidelicker  bewisinge.  ln  wes  ons  dair  en 
bauen  aen  onser  schattingen  ind  broecken  geboirende  ward, 
dat  sal  he  ons  tot  onsen  gesynnen  altyt  voert  bewiesen  ind 
rekenen.  So  lange  er  auch  Amtmann  von  Wachtendonk  sei, 
solle  er  die  40  alte  Schilde  von  Straelen  nicht  erheben. 
Wird  er  in  jenem  Orte  entsetzt,  so  solde  die  vurg.  her  En- 
gelbert off  sien  eruen  aen  dem  ampte  tot  Straelen  bliuen 
dat  te  verwaeren  ind  die  vurscr.  viertich  Schilde  alsdan  aen 
onser  schattingen  ind  broecken  voert  heffen  ind  boeren. 
Gegeben  in  den  jaer  onß  heren  düsend  vyrhondert  ind  neghen, 
des  dinxdags  op  sunte  Remeysdaghe  des  heiligen  byschops. 

Nach  einer  Copie  im  Besitze  des  Pfarrers  Henrichs  in 
Dornik  a.  Rh. 


Lebenslauf. 


Heinrich  Plönes,  geboren  am  4.  Nov.  1885  als  Sohn  des 
Ökonomen  Johann  Plönes  und  Cätharlna  geb.  Reenen  zu 
Lobberich  im  Rheinlande,  begann  seine  höheren  Studien  im 
Mai  1897,  besuchte  die  Lehranstalt  der  Dominikaner  zu 
Venlo  in  Holland,  das  Gymnasium  zu  Vechta  und  das  zu 
Kempen  (Rhld.),  wo  er  Ostern  1905  die  Reifeprüfung  bestand. 
Nachdem  er  drei  Semester  theologischen  Studien  obgelegen, 
wandte  er  sich  der  Philologie,  besonders  der  Geschichts- 
wissenschaft zu,  in  der  er  am  8.  Mai  1909  promovierte. 


1 


